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Die Interdisziplinäre Gruppe Unabhängiger Experten (Grupo Interdisciplinario 
de Expertos Independientes - GIEI) wurde in Absprache mit der mexikanischen 
Regierung und den Vertreter*innen der Opfer durch die Interamerikanische 
Kommission für Menschenrechte ins Leben gerufen. Sinn und Zweck war es, 
technische und fachliche Unterstützung insbesondere unter Einbeziehung 
der Menschenrechtsperspektive bei den Untersuchungen zum 
Verschwindenlassen der 43 Studenten der Lehramtshochschule Raúl Isidro 
Burgos in Ayotzinapa, Guerrero, zu leisten. Die Arbeit wurde im März 2015 
aufgenommen. 

Die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte beschloss am 19. 
Oktober 2015, nach einer Anhörung der Eltern der 43 verschwundenen 
Studenten, das Mandat der GIEI bis zum 30. April 2016 zu verlängern. 

Während des genannten Zeitraums kam die GIEI ihren Aufgaben nach, wozu 
unter anderem die konkrete Suche nach den 43 verschwundenen Studenten 
aus Ayotzinapa in verschiedenen Regionen des Bundesstaates Guerrero 
gehörte. Ebenso schlug sie neue Richtungen bei ihren Ermittlungen ein und 
handelte während des Untersuchungsprozesses dementsprechend. Dabei 
kam sie zu neuen Erkenntnissen, welche die Ereignisse in der Nacht des 26. 
auf den 27. September 2014 betreffen. Insbesondere geht es um das 
Vorgehen der Polizei- und Sicherheitskräfte, deren modus operandi und die 
dafür zugrundeliegende Motivation. Die GIEI trug zum Vorhaben der 
Etablierung eines Gesetzes zum Verschwindenlassen insofern bei, als dass 
internationale Standards berücksichtigt wurden und die Gruppe somit ihrem 
ursprünglichen Auftrag gerecht werden konnte. In diesem Sinne befasste sie 
sich in vielerlei Hinsicht mit der Betreuung der Opfer und begleitete die 
Einrichtung von Gesprächsräumen zwischen Familienangehörigen und 
Regierung. Konkret vermittelte sie Kriterien für einen angemessenen, 
zügigen, inkludierenden und respektvollen Umgang miteinander 
entsprechend den Prinzipien der internationalen Menschenrechte. 

Am 30. April 2016 gab die mexikanische Regierung bekannt, dass sie keine 
Verlängerung des Mandats des GIEI wünsche, obwohl sie andererseits keine 
klare Strategie für die weitere Verfolgung dieses Falls vorweisen kann. Dieser 
Bericht liefert zahlreiche Anhaltspunkte um mit der Untersuchung 
fortzufahren, um die Opfer zu betreuen und um die Suche nach dem Verbleib 
der 43 Studenten voranzutreiben. 
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 Abgeordeten-Kommission für den Fall 
Ayotzinapa 

Comisión para el seguimiento 

del caso Ayotzinapa de la Cámara de 
Diputados 

AIC Behörde für kriminalistische 
Untersuchungen (Teil der 
Generalbundesanwaltschaft) 

Agencia de Investigación Criminal 
(Pertenece a la PGR) 

 Bundeskriminalpolizei Policía Federal Ministerial 

 bundesstaatliche Polizei von Guerrero Policía Estatal del Estado de Guerrero 

 Bundesinnenminister Secretario de Gobernación (SEGOB) 

 Bürgermeister Presidente municipal (de Iguala) 

C-4 Koordiniertes Kommunikationssystem 
zwischen städtischen, 
bundesländischen und föderalen 
Sicherheitskräften und dem Militär 

Sistema de comunicación coordinada 
entre las fuerzas de seguridad 
Municipal, Estatal y Federal y del 
Ejército 

mexicano 

CEAV Bundeskommission zur 
Opferbetreuung 

Comisión Ejecutiva de Atención a 
Víctimas 

CIDH Interamerikanische 
Menschenrechtskommission 

Comisión Interamericana de Derechos 
Humanos 

CNDH Nationale Menschenrechtskommission Comisión Nacional de Derechos 
Humanos 

 Direktor für lokale öffentliche 
Sicherheit 

Secretario de Seguridad Pública 
Municipal (de Iguala) 



 

 

EAAF Argentinisches Team von 
Gerichtsanthropologen 

Equipo Argentino de Antropolología 
Forense 

 Generalstaatanwaltschaft des 
Bundesstaates Guerrero (auch PGJE) 

Fiscalía del Estado de Guerrero 
(también PGJE) 

 föderale Polizei Policía Federal 

GIEI Interdisziplinäre Gruppe Unabhängiger 
Experten 

Grupo Interdisciplinario de Expertos 
Independientes 

 Hochkommissariat für Menschenrechte 
der Vereinten Nationen 

Alto Comisionado de Naciones 

Unidas para los Derechos Humanos 

 Ministerium für öffentliche Sicherheit 
und Zivilschutz des Bundesstaates 
Guerrero 

Secretaría de Seguridad Pública y 
Protección Civil del Estado de Guerrero  

MP Anklagevertretung Ministerio Público 

PGJE Generalstaatsanwaltschaft des 
Bundesstaates Guerrero 

Procuraduría General de Justicia del 
Estado de Guerrero (también Fiscalía 
del Estado de Guerrero) 

PGR Generalbundesanwaltschaft Procuraduría General de la República 

SEGOB Bundesinnenministerium Secretaría de Gobernación 

SEIDO Sonderstaatsanwaltschaft für 
Verbrechen der organisierten 
Kriminalität (Abteilung der 
Generalbundesanwaltschaft) 

Subprocuraduría Especializada en 
Investigación de Delincuencia 
Organizada 

SEDENA Verteidigungsministerium (Heer und 
Luftwaffe) 

Secretaría de la Defensa Nacional 

SEMAR Marine-Ministerium Secretaría de la Marina 

 Sonderstaatsanwaltschaft für 
Menschenrechte der 
Generalbundesanwaltschaft 

Sub Procuraduría de Derechos 
Humanos de la PGR 

 Sondersekretariat für Menschenrechte 
im Bundesinnenministerium 

Subsecretaría de Derechos Humanos 

de la SEGOB 

 Sonderstaatsanwalt für 
Menschenrechte 

Subprocurador de derechos humanos 

 Stadtpolizei  Policía Municipal (de Cocula, 
Huehotzingo o Iguala) 
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BERICHT zum Fall Ayotzinapa II 
 

Fortschritte und neue Schlussfolgerungen 
bei der Ermittlung, Suche und Betreuung 
der Opfer 
 

Zusammenfassung 
 
Interdisziplinäre Gruppe Unabhängiger Experten (GIEI)  
 

 
 Es ist doch so, dass wir lediglich diese eine Sache wollen… 

Wissen, was mit den Jungs passiert ist und dass es Gerechtigkeit 

gibt. Und danach, danach kann man dann weitersehen, dieses 

mit dem, wie heißt das? – Schadensersatz oder Schmerzensgeld 

für das verursachte Leid. Aber das dann erst, wenn sie 

auftauchen, wenn… sich das alles klärt, dann gibt es hoffentlich 

eine gute Nachricht… Wenn es soweit ist, sprechen wir darüber, 

jetzt nicht. Wir wollen unsere Söhne, und dann sehen wir weiter. 

Eltern, Ayotzinapa.  

 

Es dauert schon einige Monate, fast zwei Jahre, unsere Wunde 

ist immer noch da, liegt offen. 

 Mutter, Los Avispones. 

 

 

Einleitung 
In dem am 24. April 2016 veröffentlichten Bericht Ayotzinapa II „Fortschritte und 

neue Schlussfolgerungen bei der Ermittlung, Suche und Betreuung der Opfer“ wird 

auf die Arbeit der Interdisziplinären Gruppe Unabhängiger Experten (GIEI) Bezug 

genommen, die von der Interamerikanischen Menschenrechtskommission (CIDH) 

als Teil der Hilfe ernannt wurde, die zwischen dem mexikanischen Staat und den 

Vertretern der Opfer einerseits und der Interamerikanischen 

Menschenrechtskommission andererseits vereinbart wurde. Die GIEI nahm ihre 

Arbeit am 2. März 2015 in Mexik auf. 
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Der erste am 6. September 2015 veröffentlichte Ayotzinapa-Bericht 

„Untersuchung und erste Schlussfolgerungen zum Verschwindenlassen und den 

Ermordungen der Lehramtsstudenten aus Ayotzinapa“1 der GIEI bezog sich auf 

Ermittlungen und Funde, die in den ersten sechs Monaten erfolgten. In diesem 

Bericht wurden Empfehlungen für die Ermittlung, die Suche und Betreuung der 

Opfer sowie für die Bewältigung der Problematik des Verschwindenlassens von 

Menschen in Mexiko formuliert. Nach der in Washington erzielten Vereinbarung 

für eine Erweiterung des Mandats der GIEI setzte die Gruppe ihre Arbeit bis zum 

30. April 2016 fort. Die Opfer und ihre Vertreter beantragten eine Verlängerung 

des Mandats, weil dies für die Erfüllung der Zielstellung erforderlich sei. Der 

mexikanische Staat erklärte, dass dies nicht notwendig sei. Die 

Interamerikanische Menschenrechtskommission befand schließlich, dass die 

Voraussetzungen für eine Fortsetzung der Arbeit nicht gegeben waren.  

Am 24. April 2016 legte die GIEI ihren Bericht Ayotzinapa II „Fortschritte 

und neue Schlussfolgerungen bei der Ermittlung, Suche und Betreuung der Opfer“ 

vor.  

Die GIEI führte bei verschiedenen Gelegenheiten an, dass diese 

Gräueltaten und das Verschwinden ihrer Kinder bei den Familien der Opfer, beim 

mexikanischen Staat und bei der mexikanischen Gesellschaft eine tiefe Wunde 

gerissen haben. Durch den Fall Ayotzinapa wurde auch das Bewusstsein der Welt 

für die Verletzung von Menschenrechten wachgerüttelt. Durch die Arbeit der GIEI 

wurde ein neuartiger Mechanismus der internationalen Hilfe geschaffen, um sich 

diesen schweren Taten und deren Folgen zu stellen. Der zweite Bericht verleiht 

der Arbeit durch neue Befunde und mit Vorschlägen zur Durchführung der 

Ermittlungen sowie zur Suche und Betreuung der Opfer Kontinuität. 

 

1. Ereignisse, die noch immer andauern 

Im ersten Bericht wird auf die Übergriffe auf Studenten an verschiedenen Orten 

der Stadt Bezug genommen. Im zweiten Bericht werden neue Ereignisse vom 26. 

und 27. September 2014 untersucht.  

Die im ersten Bericht genannten Ereignisse beziehen sich auf 

unterschiedliche Fakten:  

a) die Übergriffe auf die Busse Nr. 2012 und 2510 des Unternehmens Costa 

Line sowie auf den Bus Nr. 1568 des Unternehmens Estrella de Oro in 

der Straße Juan N. Álvarez;  

b) den Übergriff auf den Bus Nr. 1531 des Unternehmens Estrella de Oro 

am Stadtrand, an der Brücke gegenüber vom Justizpalast;  

c) das Anhalten eines weiteren Busses des Unternehmens Estrella Roja, das 

im Bericht der Sicherheitsbehörden fehlte. Die Studenten, die diesen Bus 

entführt hatten, wurden zum Aussteigen gezwungen und in jener Nacht 

                                                 

1 Die erste Zusammenfassung des GIEI Berichtes wurde als MvB Agenda #8 
Sonderausgabe veröffentlicht. A. d. Hrsg. 
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über mehrere Stunden bis an den Stadtrand und bis in verschiedene 

Siedlungen der Stadt verfolgt.  

d) den massiven Übergriff zuerst auf Taxis und später auf den Bus des 

Fußballklubs Los Avispones sowie auf andere Fahrzeuge an der Kreuzung 

Santa Teresa, 12 km von Iguala in Richtung Chilpancingo entfernt.  

Zu den Gründen für die Fahrt nach Iguala stellt die GIEI fest, dass es keinerlei 

Anzeichen dafür gab, dass die Jugendlichen einen politischen Akt boykottieren 

wollten, wie es bei der anfänglichen Erklärung des Vorgehens gegen sie hieß. Die 

GIEI hat auch keinerlei Anzeichen dafür gefunden, dass die Studenten – wie 

wiederholt erklärt wurde – der organisierten Kriminalität angehört hätten oder 

von Gruppierungen daraus unterwandert worden wären, was schließlich zu den 

Gräueltaten geführt hätte. Sie stellte darüber hinaus fest, dass die Behörden von 

Iguala wussten, dass es sich um Studenten handelte, die Busse besetzen wollten, 

um an einer Demonstration am 2. Oktober teilzunehmen.  

Diese Übergriffe, die etwa 180 direkte Opfer forderten und bis zu 700 

Familienangehörige in Mitleidenschaft zogen, fanden über 4 bis 5 Stunden an 

neun verschiedenen Schauplätzen statt, wobei es zur Anwendung von Gewalt und 

dem Abfeuern von Schusswaffen kam. Zwei Einheiten der Stadtspolizei von Iguala 

und Cocula waren direkt daran beteiligt, möglicherweise waren auch Angehörige 

weiterer Sicherheitsbehörden involviert. 

 

Straßensperren und der Übergriff in Mezcala  

Neben den genannten Aktionen gab es weitere Straßensperren und einen 

bewaffneten Übergriff auf dem Straßenabschnitt zwischen der Kreuzung Santa 

Teresa und der Stadt Chilpancingo, und zwar genau dort, wo die Studenten nach 

Ayotzinapa zurückkehren mussten. Hier wurde eindeutig versucht, Fahrzeuge zu 

kontrollieren, die Iguala in Richtung Chilpancingo verließen.  

Die neuen Fakten, die in der Studie genannt werden, zeigen eine 

Ausweitung der Kontrolle des Verkehrs auf der Straße Iguala-Chilpancingo bis 

nach Sabana Grande. Hier wurde mit einem Anhänger und weiteren Fahrzeugen 

um 00:00 Uhr weniger als drei Kilometer von der Kreuzung Santa Teresa entfernt 

eine Straßensperre aufgebaut, wo ein Übergriff auf den Bus des Fußballklubs Los 

Avispones sowie auf weitere vier Fahrzeuge stattfand, der drei Tote und 

zahlreiche Schwerverletzte forderte.  

Kurz hinter dem Bereich, wo der Übergriff auf den Bus des Fußballklubs 

Los Avispones stattfand, im Bereich Sabana Grande in der Nähe von Santa Teresa, 

wurde eine Straßensperre errichtet. Die Straßensperre dauerte nach dem 

Übergriff auf den Bus des Fußballklubs Los Avispones noch kurze Zeit an und 

wurde von denen, die sie errichtet hatten, ohne Zutun von außen wieder 

aufgehoben. Das könnte darauf hindeuten, dass den Urhebern dieser Aktion das 

Ergebnis des Übergriffs in Santa Teresa bekannt war und dass ihr Vorgehen 

darauf gerichtet war, den Bus an der Weiterfahrt zu hindern. Sie führten 

Langwaffen mit sich, trugen Zivilkleidung und fuhren mehrere Kleintransporter 

neuester Bauart. Weder die Straßensperre und die Beteiligung von bewaffneten 
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Personen an ihr  noch das Vorhandensein weiterer Zeugen wurden bis heute 

untersucht.  

Auf einem weiteren Abschnitt der Straße von Iguala nach Chilpancingo, 

an der Kreuzung Mezcala, gab es eine weitere Straßensperre, die von 

bewaffneten Personen errichtet wurde und die ca. zwei Stunden bestand, etwa 

von 00:00 Uhr bis 02:00 Uhr morgens. An dieser Straßensperre gab es einen 

Übergriff auf zwei Fahrzeuge. Dabei wurden zwei Personen durch Schusswaffen 

verletzt. An diesem Übergriff waren etwa vierzig schwer bewaffnete Männer 

beteiligt, die offensichtlich dem organisierten Verbrechen angehörten.  

 

Tatortplan vom 26. September, 00.00 Uhr: Straße zwischen Chilpancingo und 

Iguala, Ortschaft Mezcala. Oben (unterhalb von Iguala): Übergriff auf den Bus des 

Fußballklubs Los Avispones und auf zwei weitere Fahrzeuge Mitte (direkt 

unterhalb von Mezcala): Bewaffnete Verkehrskontrolle, ca. 00.15 Uhr. 
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Der Verkehr auf der Straße von Iguala nach Chilpancingo wurde die ganze Nacht 

hindurch kontrolliert. Obwohl die Kreuzung in Mezcala am 27. September, um 

02:00 Uhr von einem Konvoi aus Fahrzeugen der staatlichen Behörden von 

Guerrero sowie von Angehörigen der staatlichen und der  föderalen Polizei 

freigegeben wurde, gaben andere Zeugen bei der Befragung an, dass die 

Kontrolle und die Bedrohungen gegenüber denen, die diesen Ort befuhren, erst 

in den späten Morgenstunden, gegen 05:00 und 06:00 Uhr vollständig beendet 

wurden.  

Sowohl die Stadtpolizei als auch die föderale und bundesstaatliche 

Polizei sowie das Militär wurden fast zur gleichen Zeit von C-42 über die 

Ereignisse, den Übergriff auf den Bus des Fußballklubs Los Avispones sowie über 

die darauffolgende Straßensperre im Bereich Mezcala unterrichtet.  

Diese Fakten zeigen, dass die Kontrollen auf einen Radius von 80 km um 

die Stadt Iguala ausgeweitet wurden, weil man befürchtete, dass einer der von 

den Studenten entführten Busse den um die Stadt und das Umland herum 

geschlossenen Ring verlassen könnte. In Mezcala erlitten mindestens zwei 

Personen Schussverletzungen: eine Frau sowie ein männlicher Angehöriger der 

Generalstaatanwaltschaft des Bundesstaates Guerrero, die diesen Bereich 

passierten. Zwei weitere Personen erlitten durch diesen Übergriff Angstzustände. 

Alle wurden im Krankenhaus von Chilpancingo behandelt.  

Trotz ihrer Schwere wurden diese Ereignisse, die sogar die Behörden des 

Bundesstaates Guerrero beschäftigten, nicht im Zusammenhang mit den 

Angriffen in Iguala und Santa Teresa untersucht. Für die Interdisziplinäre Gruppe 

Unabhängiger Experten (GIEI) stehen diese Straßensperre und die Übergriffe auf 

die Opfer im direkten Kontext mit den Übergriffen auf die Studenten und auf den 

Bus des Fußballklubs Los Avispones. Die Straßensperre zeigt einen Einsatzdienst 

zur Kontrolle des Straßenabschnitts zwischen Iguala und Chilpancingo, der 

Stunden zuvor von den Studenten passiert worden war und den sie später wieder 

durchfahren mussten, um zur Pädagogischen Hochschule Ayotzinapa 

zurückzukehren. Des Weiteren zeigten sich bei der Straßensperre auch neue 

Elemente des Geschehens, die im Kontrast zu den vorherigen Ereignissen stehen, 

bei denen Waffen eingesetzt wurden. Dabei wurde eine weitere Sperre für den 

Fall errichtet, dass einer der Busse den Bereich der Kreuzung Santa Teresa 

passiert, ohne angehalten zu werden. 

 

Die Stadtpolizei von Huitzuco am 26. und 27. 

September  

Die GIEI führte in ihrem ersten Bericht an, dass zu den Fragestellungen auch eine 

mögliche Beteiligung der Stadtpolizei von Huitzuco de los Figueroa des 

Bundesstaates Guerrero an den Ereignissen vom 26./27. September 2014 gehört. 

                                                 

2 C-4 ist ein Koordiniertes Kommunikationssystem zwischen städtischen, 
bundesländischen und föderalen Sicherheitskräften und dem Militär. A. D. 
Hrsg. 
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Diese Hypothese rührt von der Aussage eines der Fahrer des Busses Nr. 1531 des 

Unternehmens Estrella de Oro her, der sich zum Zeitpunkt seiner Festnahme 

durch Polizeiangehörige von Iguala am Justizpalast befand, und der von seinen 

Bewachern hörte, dass bald „die aus Huitzuco” kämen, um alle festgenommenen 

Studenten abzuführen.  

Die Stadtpolizei von Huitzuco, einer Ortschaft bei Iguala, machte mit 25 

Beamten und sechs Streifenwagenbesatzungen mobil, um in Pololcingo, das auf 

halber Strecke nach Iguala liegt, ohne jede Erklärung eine Straßensperre zu 

errichten. Die genannten Kräfte rückten in der Kernzeit der Nacht, zwischen 23:00 

Uhr und 01:40 Uhr, aus – also zur Zeit der Übergriffe auf die Studenten und auf 

den Bus des Fußballklubs Los Avispones. Die Stadtpolizei von Huitzuco war zudem 

ebenfalls von C-4 über das Vorgehen gegen die Studenten in Iguala informiert 

worden. Besagtes Gebiet liegt im Einflussbereich von Iguala und der Kreuzung 

Santa Teresa.  

Aus den Untersuchungen der Aussagen der Polizisten, die später von der 

Generalbundesanwaltschaft sowie von der Interdisziplinären Gruppe 

Unabhängiger Experten befragt wurden, ergeben sich folgende Fragestellungen:  

a. Der Bürgermeister war in jener Nacht mit den beiden Streifenwagen Nr. 14 

und 19 außerhalb der Stadt unterwegs. Unklar sind jedoch der Zeitpunkt, 

wann die Fahrt stattfand und wann er nach Huitzuco zurückkehrte, der 

Zeitpunkt, als die Streifen sich abwechselten, sowie die von der Polizei 

erhaltenen Weisungen und Befehle.  

b. Das C-4 von Iguala kommunizierte mit der Polizeieinsatzzentrale von 

Huitzuco. Darauf aktivierten sich die Polizisten und begaben sich auf die 

Straße, die nach Iguala führt. Laut ihrer Aussage war ihr Vorgehen darauf 

gerichtet, in der Ortschaft Pololcingo ohne jeden Grund eine Straßensperre 

zu errichten, die zwei bis drei Stunden andauern würde. Die Mobilisierung 

der Streifen begann an dem Zeitpunkt, zu dem die Übergriffe auf die 

Studenten stattfanden, sie wurde während des Übergriffs auf den Bus des 

Fußballklubs Los Avispones fortgesetzt und anscheinend aufgehoben, 

nachdem sämtliche Übergriffe vorbei waren. Huitzuco liegt sowohl in der 

Nähe von Iguala als auch in der Nähe der Kreuzung Santa Teresa.  

c. Hätten sich die Streifenbesatzungen, anstatt auf halber Strecke in Pololcingo 

zu bleiben, von Huitzuco nach Iguala begeben, wäre dies gegen 10:40 Uhr 

passiert. Dieser Zeitpunkt ist identisch mit den Momenten, in denen die 

Studenten aus dem Bus Nr. 1531 des Unternehmens Estrella de Oro 

festgenommen und zu den Streifenwagen gebracht wurden. Der 

Sicherheitschef, JND, der sich zurzeit auf der Flucht befindet, begab sich zum 

Streifenwagen 018, während CNF sich zum Streifenwagen 015 und MVA sich 

zum Streifenwagen 017 begaben.3 Laut Aussage eines geschützten Zeugen 

sowie des Berichts der Nationalen Menschenrechtskommission (CNDH) von 

Mitte April 2016 trafen zu dieser Zeit tatsächlich Streifenwagen aus Huitzuco 

ein.  

                                                 

3 Alle Personnamen erscheinen in Abkürzungen im Original.  A. d. Hrsg.  
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d. Ein Überlebender des Übergriffes in Santa Teresa sah, dass sich die 

Angreifer, unter denen sich auch Polizeistreifen befanden, an diesen Ort 

zurückzogen (d. h. weder nach Chilpancingo noch nach Iguala). Laut Aussage 

von GAR und von anderen Polizisten handelte es sich bei den Streifenwagen 

von Huitzuco um Fahrzeuge vom Typ „Ford 150“, weiß und um die 

Windschutzscheibe herum blau lackiert, mit der Aufschrift „Stadtpolizei“, die 

auch an den Seiten zu lesen war, wo Stahlrohrrahmen um den Wagenkasten 

herum befestigt waren und sich auf Holz fest verbaute Sitze befanden.   

e. Beim Studium der vorliegenden Medienberichte wurde die GIEI darauf 

aufmerksam, dass der Sicherheitschef und zwölf weitere Personen, darunter 

der stellvertretende Sicherheitschef und sein Sohn, zurückgetreten wären 

und danach mit unbekanntem Ziel verschwunden seien. Aus den 

Presseberichten geht hervor, dass er und sein Stellvertreter auf Bannern der 

Kartelle (Kartellbannern) genannt wurden, die in Iguala auftauchten. Auch in 

verschiedenen Zeugenaussagen, die von der GIEI gespeichert wurden, 

wurde die genannte Person als jemand bezeichnet, die für das Kartell 

Guerreros Unidos gearbeitet habe. Deshalb ersuchte die GIEI mittels 

verschiedener Schreiben die Übermittlung von Infomationen, die im 

Zusammenhang mit der Polizei von Huitzuco stehen. 

 

 

Mögliche Routen der Polizei von Huitzuco nach Santa Teresa 
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f. Die Analyse der Verbindungsnachweise eines Polizisten, ETQ4, dessen 

Mobiltelefon an einem Funkmast in der Nähe von Huitzuco eingewählt war, 

ist ein von der GIEI aufgedeckter Hinweis. Hier wäre eine gründliche 

Untersuchung erforderlich, da somit jene Version bekräftigt werden würde, 

dass die Studenten, wie es in der Aussage der Nationalen 

Menschenrechtskommission (CNDH) heißt, in vier Fahrzeugen in dieses 

Gebiet gebracht wurden.  

  

Das Präsidium der Stadtpolizei von Iguala  

Zu den wichtigsten Fakten der Ereignisse jener Nacht gehören die Festnahme und 

die erste Überführung der Studenten in Iguala. Für gewöhnlich wäre das 

Präsidium der Stadtpolizei Ziel der Überführung der Festgenommenen gewesen, 

und dies wäre wahrscheinlich auch der Ort, an dem man mit einer gründlichen 

Suche beginnen müsste.  

Die Rekonstruktion der Ereignisse ab diesem Zeitpunkt führt dazu, dass 

die unterschiedlichen Aussagen, die in der Akte5 enthalten sind, im Widerspruch 

stehen zu den Aussagen, die zu gegebener Zeit von der GIEI aufgenommen 

wurden. Dies betrifft sowohl die Aussagen von Augenzeugen jener Nacht als auch 

insbesondere die von den Beschuldigten, die den Einheiten der städtischen 

Polizei von Iguala und von Cocula angehörten. Verschiedene Beschuldigte gaben 

der Generalbundesanwaltschaft gegenüber an, dass eine Gruppe von Studenten 

in das genannte Polizeipräsidium gebracht worden wäre.  

Es ist zu berücksichtigen, dass einige der Beschuldigten Anzeige wegen 

Folter erstattet haben und dass die Hinweise von einigen von ihnen durch die 

Studie der GIEI bestätigt wurden. Allerdings wurden verschiedene Punkte dieser 

Angaben in einigen Fällen von den Beschuldigten direkt gegenüber der GIEI 

bestätigt.  

Die Studenten, die den Übergriff an der Kreuzung zwischen den Straßen 

Juan N. Álvarez und Periférico Norte überlebt haben, schilderten in ihren 

Aussagen vor den Generalbundesanwaltschaften, dass sie beobachtet haben, wie 

die Studenten aus dem Bus Nr. 1568 des Unternehmens Estrella de Oro 

festgenommen und mit Streifenwagen der Stadtpolizei von Iguala weggebracht 

wurden. Andere Zeugen wiederum gaben gegenüber der GIEI an, dass sie sich 

danach zum Polizeipräsidium begaben, wo die den Eingang zum Präsidium 

bewachenden Polizisten ihnen gesagt hätten, dass sich dort eine Gruppe von 

festgenommenen Studenten befindet. 

Mindestens sechs Polizisten aus Iguala, die mit fünf Streifenwagen 

unterwegs waren, waren zu dem Zeitpunkt, als die Studenten ins Präsidium 

gebracht wurden (zwischen 22:36 Uhr und 23:57 Uhr) an Funkmasten in der Nähe 

des Polizeipräsidiums eingewählt, weshalb davon ausgegangen werden kann, 

dass sie sich entweder direkt im Präsidium oder in dessen Umgebung befanden. 

                                                 

4 Personnamen erscheinen in Abkürzungen im Original.  A. d. Hrsg. 

5 Im Original steht nicht welche Akten gemeint sind. A. d. Hrsg. 
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Des Weiteren waren drei Polizisten, die zu den Streifenwagenbesatzungen aus 

Cocula gehörten, zwischen 23:07 Uhr und 23:21 Uhr in Funkzellen im 

abgesperrten Bereich eingewählt. Das deutet auf eine hohe Konzentration von 

Beamten der Stadtpolizei von Iguala und Cocula in der direkten Umgebung des 

Polizeipräsidiums zu einem Zeitpunkt hin, der sich mit den Aussagen darüber 

deckt, dass die Jugendlichen ins Polizeipräsidium überstellt und danach mit 

unbekanntem Ziel verschleppt wurden.  

Zur Klärung dieser Umstände wies die GIEI auf die Notwendigkeit hin, 

bisher nicht aufgenommene Zeugenaussagen aufzunehmen, darunter auch von 

den Polizeiangehörigen, die sich im Polizeipräsidium aufhielten, von dem Arzt, der 

mit der Untersuchung der Festgenommenen beauftragt wurde, und von 

verschiedenen Festgenommenen, darüber, warum sie sich in jener Nacht im 

Polizeipräsidium befanden.  

 

2. Das Vorgehen der Sicherheitskräfte  

In der offiziellen Version hieß es von Anfang an, dass die Verantwortung für die 

Festnahme und für das Verschwindenlassen der Festgenommenen bei den 

Stadtolizeibehörden von Iguala und Cocula liegt, die an den Übergriffen auf die 

Studenten und an deren Festnahme direkt beteiligt waren. Dennoch konnte die 

von der Unabhängigen Interdisziplinären Expertengruppe durchgeführte 

Untersuchung des Vorgehens der Sicherheitskräfte in jener Nacht weitere 

Handlungen nachweisen, die auf Untätigkeit, Unterlassung oder Ermittlungsfehler 

hindeuten, die ebenfalls untersucht werden müssten.  

Zu den genannten Sicherheitskräften gehörten die bundesstaatliche 

Polizei von Guerrero, die föderale Polizei, die Bundeskriminalpolizei und das 27. 

Bataillon der mexikanischen Armee. Dazu wurden die Aussagen der Angehörigen 

der genannten Einheiten untersucht und mit anderen Zeugenaussagen und 

Hinweisen von C-4 sowie mit den vorhandenen Informationen zum Verhalten 

dieser Einheiten in jener Nacht verglichen. Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass 

ein Schutz der Studenten und der anderen Opfer jener Nacht unterlassen wurde 

und dass Tatorte von Angehörigen verschiedener Einheiten manchmal nur kurz 

nach oder sogar noch während dieser schwerwiegenden Ereignisse aufgesucht 

wurden. In die Untersuchung flossen auch neue Informationen zur Beteiligung 

von Beamten ein, wie etwa von Angehörigen der föderale Polizei an einer 

Straßensperre an der Ortsausfahrt von Iguala oder zu deren Anwesenheit am 

Tatort an der Brücke am Justizpalast, wo auch ein Beamter des 

Nachrichtendienstes der Armee anwesend war.  

Die verschiedenen Handlungen lassen sich wie folgt erklären: a) Kenntnis 

von diesen Ereignissen durch die Sicherheitskräfte und eigene Beteiligung an 

diesen angesichts verschiedener Zeugenaussagen, aus denen eine direkte 

Beteiligung von Angehörigen der bundesstaatlichen Polizei und der föderale 

Polizei an der Festnahme der Studenten an mindestens einem Tatort hervorgeht; 

b) Das Vorgehen als Reaktion auf eine Anweisung der Generalbundesanwaltschaft 

(PGR) zur Untersuchung der Geschehnisse, die bereits nach den ersten 

Übergriffen erteilt wurde. Im Fall der Angehörigen des 27. Bataillons werden 
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neben einer Rekonstruktion der Ereignisse und der Aussagen auch Fragen mit 

einbezogen, die nach Auffassung der GIEI einer Antwort bedürfen und die noch 

nicht beantwortet werden konnten, da die vorgeschlagenen 

Untersuchungsoptionen abgelehnt wurden. All diese sind offene Fragestellungen, 

die im Sinne einer Klärung der Tatbestände und des Verhaltens der 

unterschiedlichen Beteiligten noch zu untersuchen sind.  

 

Das Vorgehen der bundesstaatlichen Polizei von 

Guerrero 

Die bundesstaatliche Polizei von Guerrero musste laut ihrer Version in der Nacht 

vom 26. zum 27. September in Iguala in die Kaserne einrücken, um die dortigen 

Anlagen zu schützen. Zudem wurden Polizeistreifen geschickt, um die örtliche 

Haftanstalt zu bewachen, beide Handlungen, die im Widerspruch zu ihrer 

Aufgabe stehen, die Bürger zu schützen. All diese Befunde insgesamt stehen auch 

im Kontrast zur Versetzung von Kräften der bundesstaatlichen Polizei Guerreros 

von Chilpancingo nach Iguala und zu den Widersprüchen zwischen den Aussagen 

der verschiedenen staatlichen Behörden über die in jener Nacht ergriffenen 

Maßnahmen.  

Die Begründung, dass man Angst vor einem Angriff auf die Haftanstalt 

gehabt hätte, steht im Kontrast dazu, dass man Kenntnis davon hatte, dass es sich 

um Studenten handelte, die sich in die Stadt begaben, um Busse zu entführen, 

und die von der Stadtpolizei von Iguala angegriffen und festgenommen worden 

waren. Die Reaktion aus Iguala wurde weder der Dringlichkeit, noch der 

Ermittlungspflicht, auf die von der Generalstaatsanwaltschaft kurz nach dem 

Beginn der Übergriffe hingewiesen wurde, noch der Situation der Studenten 

gerecht. Währenddessen mobilisierte die Regierung des Bundesstaates Guerrero 

Polizeikräfte und Kräfte der Generalstaatsanwaltschaft von Chilpancingo aus, um 

auf die Situation zu reagieren. Als die Generalstaatsanwaltschaft jedoch im 

Präsidium der Stadtpolizei von Iguala ankamen, waren die Studenten bereits nicht 

mehr dort. Für die Untersuchung des Orts bedeutete dies, dass aus der 

Festnahme wahrscheinlich ein Verschwindenlassen geworden war, und dass die 

Ermittlungen dementsprechend durchzuführen waren. 

Nachdem die GIEI die Generalbundesanwaltschaft (PGR) beinahe sechs 

Monate lang auf die Bedeutung der Aufnahme neuer Aussagen von Angehörigen 

der bundesstaatlichen Polizei von Guerrero hingewiesen hatte, wurden diese 

schließlich am 14., 15. und 16. April 2015, kurz vor Ablauf unseres Mandats, das 

am 30. April endete, aufgenommen.  

In diesen Aussagen geben verschiedene Polizeiangehörige an, dass sie 

vom Eintreffen der Studenten wussten, und sie bestätigen, dass diese schon 

Stunden vor ihrem Eintreffen in der Stadt unter Beobachtung durch die 

bundesstaatliche Polizei standen. Den Polizeiangehörigen war die Situation 

bekannt und sie fuhren in der kritischen Zeit hinaus, um die Informationen zu 

überprüfen. Laut den vorliegenden Angaben fuhren die Polizisten während ihres 

Streifendienstes verschiedene Tatorte ab, ergriffen jedoch keinerlei Maßnahmen 

zur Aufnahme von Ermittlungen oder zum Schutz der Studenten. 
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In den Aussagen zu den Orten, die die Polizei in jener Nacht aufsuchte, 

wird Folgendes angegeben:  

a) 26.9., 22.00 Uhr, Kreuzung zwischen den Straßen Juan N. Álvarez 

und Periférico: „Als wir dort entlangfuhren, sahen wir eine Gruppe 

von vierzig oder fünfzig Personen, die Stöcke mitführten. Als wir das 

sahen, hielten wir nicht an, sondern wir fuhren weiter, um eine 

Konfrontation zu vermeiden. Wir hielten dann an einer Autobrücke 

in der Nähe des Tecnológico an.“ Zu berücksichtigen ist, dass zu 

jenem Zeitpunkt gerade der Übergriff der Stadtpolizei  unter Einsatz 

von Feuerwaffen auf die Studenten stattfand, von denen eine große 

Gruppe festgenommen wurde. 

b) „Um 23:30 Uhr“, so wird angegeben „fuhren wir am Justizpalast 

vorbei, wo sich eine Autobrücke befindet. Unter dieser Brücke stand 

ein Bus des Unternehmens Estrella de Oro. Die Karosserie des 

Busses war beschädigt, die Fensterscheiben waren eingeschlagen. 

Augenscheinlich waren auch in diesem Bus Studenten unterwegs.“ 

c) Später fuhren sie zur Kreuzung Santa Teresa, als über Funk berichtet 

wurde, dass auf der Kreuzung zwischen den Straßen Juan N. Álvarez 

und Periférico auf Zivilisten geschossen wurde.  

Zu erwähnen ist auch die Aussage von einem der Busfahrer. Dieser gab 

gegenüber der Interdisziplinäre Gruppe Unabhängiger Experten (GIEI) an, dass er 

am Tatort Justizpalast von der bundesstaatlichen Polizei festgenommen wurde. 

Später, im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens, das von der 

Sonderstaatsanwaltschaft für Verbrechen der organisierten Kriminalität (SEIDO)6 

zur Erweiterung der Aussage des Busfahrers durchgeführt wurde, widersprach 

der Busfahrer seiner Aussage gegenüber der GIEI und gegenüber der SEIDO und 

gab an, dass er von der Stadtpolizei und nicht von der bundesstaatliche Polizei 

von Guerrero festgenommen worden sei. Die GIEI weist auf die Bedeutung einer 

Untersuchung dieser Widersprüche und des Schutzes der Zeugen allgemein hin. 

Sechs Monate lang wurde die Empfehlung der GIEI, auch die mögliche Beteiligung 

der bundesstaatliche Polizei an diesen Ereignissen zu untersuchen, von den 

Generalbundesanwaltschaften (PGR) nicht befolgt. Die GIEI weist auf die 

Wichtigkeit hin, diese Spur bis zur endgültigen Klärung der Tatbestände und der 

Verantwortlichkeiten im vorliegeden Fall weiter zu verfolgen. 

 

Das Vorgehen der föderale Polizei in Iguala 

Auf das Vorgehen der föderale Polizei in Iguala und auf deren Anwesenheit an 

den Tatorten ist bereits in dem am 6. September 2015 veröffentlichten 

Ayotzinapa-Bericht hingewiesen worden. Die Unabhängige Interdisziplinäre 

Expertengruppe wies damals darauf hin, dass in sich stimmige Zeugenaussagen 

über die Anwesenheit der föderale Polizei am Tatort am Justizpalast vorliegen, 

                                                 

6 Die Sonderstaatsanwaltschaft für Verbrechen der organisierten Kriminalität ist 
eine Abteilung der Generalbundesanwaltschaft. A. d. Hrsg. 
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wo sich der Bus Nr. 1531 des Unternehmens Estrella de Oro 1531 befand, auf den 

der Übergriff durch die Stadtpolizei von Iguala verübt wurde, und wo der Bus Nr. 

5 des Unternehmens Estrella Roja eintraf. 

 

 

 

Umgebungsplan des Justizpalastes mit Tatortdarstellung. 

Oberer Kartenausschnitt: Abweichung von der Fahrstrecke am Justizpalast (von 

oben nach unten): Überführung, Bus des Fußballklubs Los Avispones, Durchfahrt 

unter der Hochbrücke. 

Unterer Kartenausschnitt: Detailliertere Darstellung. Details der Abweichung von 

der Fahrstrecke am Justizpalast. Fahrzeuge (von links nach rechts): Bus des 

Fußballklubs Los Avispones, föderale Polizei. 

 

Mehrere überlebende Studenten aus dem Bus Nr. 5 des Unternehmens Estrella 

Roja, der Iguala später auf demselben Weg wie der Bus Nr. 1531 des 

Unternehmens Estrella de Oro verließ, gaben an, dass sie von einem Angehörigen 

der föderale Polizei aus dem Bus herausgetrieben wurden. Er bedrohte die 

Insassen mit seiner Waffe und zwang sie zur Flucht. Die GIEI konnte nachweisen, 

dass diese Flucht im Rahmen der Kommunikation des C-4 erfasst worden war, in 

der es hieß, dass sich eine Gruppe von Jugendlichen in der Siedlung „Pajaritos“ 

ganz in der Nähe des Schauplatzes versteckt hätte.  
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Zu erwähnen ist auch, dass sich in diesem Bereich ein Beamter des 

Nachrichtendienstes der mexikanischen Armee, der Soldat M., aufhielt. Er 

berichtete seinen Vorgesetzten von diesen Ereignissen. 

Diese Angaben wurden durch handschriftliche Aufzeichnungen bestätigt, 

die von der GIEI sichergestellt und dem Verfahren im August 2015 beigefügt 

wurden. Die Aufzeichnungen trugen die Unterschrift des Fahrers des Busses Nr. 5 

des Unternehmens Estrella Roja. Die darin enthaltenen exakten Angaben 

bestätigen die Zeugenaussagen der Studenten zur Anwesenheit der föderale 

Polizei an dem besagten Ort und dazu, dass der Bus später von der Polizei bis zum 

Trafohaus Iguala-Cuernavaca eskortiert wurde. Dieser Bus war der einzige, der in 

jener Nacht von den Übergriffen verschont blieb und die Kontrollen der 

unterschiedlichen Polizeieinheiten ohne Probleme passieren konnte.  

Im Rahmen der Untersuchung kommt die GIEI zu dem Schluss, dass die 

Beteiligung der föderale Polizei in Inguala an diesen Ereignissen bzw. deren 

Kenntnis darüber ein Schlüsselfaktor für eine gründliche Ermittlung sowie für die 

Feststellung der Verantwortlichen ist. Die GIEI weist konkret auf die Bedeutung 

einer Untersuchung folgender Themenkomplexe hin:  

1. Die Beteiligung von Angehörigen der föderalen Polizei an einer 

Straßensperre an der Ortsausfahrt von Iguala und an der Umleitung 

von Fahrzeugen während des Übergriffs auf den Bus Nr. 1531 des 

Unternehmens Estrella de Oro durch die Satadtpolizei von Iguala an 

der Brücke am Justizpalast. Der Bus des Fußballklubs Los Avispones 

konnte währenddessen zunächst passieren. Der Übergriff auf diesen 

Bus erfolgte erst an der Kreuzung Santa Teresa.  

2. Die Anwesenheit der föderalen Polizei an der Brücke am Justizpalast, 

die von einem anonymen Zeugen und von den Studenten, die mit 

dem Bus Nr. 5 des Unternehmens Estrella Roja unterwegs waren, 

angegeben wurde und durch die handschriftlichen Aufzeichnungen 

des Fahrers des Busses bestätigt wird.  

3. Die Ankunft der föderalen Polizei an dem Ort, wo in der Nacht vom 

26. September gegen 00:00 Uhr der Übergriff auf den Bus des 

Fußballklubs Los Avispones und auf andere Fahrzeuge stattfand. Die 

Überlebenden gaben gegenüber der GIEI an, dass sie abfällig 

behandelt wurden und sich um die Verletzten nicht gekümmert 

wurde bzw., dass in der lebensbedrohenden Situation, in der sich 

viele befanden, ihre Versorgung sogar behindert wurde.  

4. Die Informationen, die von den Angehörigen der föderalen Polizei in 

Iguala an ihre Vorgesetzten übermittelt wurden, und sowohl die 

Befehle und Handlungen jener Nacht in Verantwortung der 

föderalen Polizei in Iguala als auch die Kenntnisse, über die andere 

mögliche Verantwortliche oder Instanzen innerhalb dieser 

Polizeibehörde verfügten. Der stellvertretende Inspektor der 

föderalen Polizei, welcher der Dienststelle in Iguala vorstand, 

berichtete über keine Zwischenfälle, als dort bereits bekannt war, 

dass mehrere Studenten schwer verletzt worden waren.  
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5. Die Telefonate eines unbekannten Gesprächsteilnehmers mit dem 

Direktor für lokale öffentliche Sicherheit von Iguala, Felipe Flores, die 

in den entscheidenden Momenten der Ereignisse stattfanden, zeigen 

häufige Kommunikation von Felipe Flores von verschiedenen Orten 

aus und zu unterschiedlichen Zeiten. An jedem dieser Orte waren 

laut Zeugenaussagen auch Streifenwagenbesatzungen der föderalen 

Polizei anwesend: Das erste Mal in der Straße Juan N. Álvarez, als 

Felipe Flores angab, dass er mit dem Chef der föderalen Polizei in 

Iguala, LD7, sprach; am Justizpalast, wo sich, laut verschiedener 

Zeugenaussagen, zwei Streifenwagenbesatzungen der föderalen 

Polizei befanden; an der Kreuzung Santa Teresa, als sich gerade in 

diesem Bereich die föderale Polizei befand, d. h. 45 Minuten nach 

dem Übergriff auf den Bus des Fußballklubs Los Avispones und auf 

mehrere andere Fahrzeuge. Der Inhalt dieser Telefongespräche und 

die Identität des anderen Gesprächsteilnehmers müssen erst 

dezidiert ermittelt werden. Die GIEI weist darauf hin, dass die 

Informationen der Funkmasten nahelegen, dass es sich dabei um 

einen Angehörigen der föderalen Polizei handelte. Die Untersuchung 

dieser Information ist ein wichtiger Schlüssel für die Bestimmung der 

Ebene, auf der das Telefongespräch zwischen Angehörigen zweier 

Regierungsinstanzen stattfand. 

 

Das Vorgehen der Bundeskriminalpolizei 

Am 26. September schickte MAG8, Amtsträger vom Gerichtsbezirk Guerrero in der 

Stadt Chilpancingo, an AMJC, Regionalleiter für Aufsicht und Kontrolle vom 

Gerichtsbezirk Guerrero, eine E-Mail, in der es um die Öffnung der Verfahrensakte 

AC/PGR/GRO//IGU/1/256/2014 ging. In der E-Mail heißt es: „Am 26. September 

2016 ging im hiesigen Ermittlungsbüro ein Anruf von C-4 ein. Der Anrufer erklärte, 

noch ohne Bestätigung, dass sich Studenten der Pädagogischen Hochschule 

Ayotzinapa eine Schießerei mit Beamten der hiesigen Stadtpolizei lieferten, 

woraufhin ein Großeinsatz in den zentralen Straßen der Stadt ausgelöst wurde. 

Der Anrufer informierte auch darüber, dass die genannten Studenten Busse in ihre 

Gewalt gebracht hätten, die sich in den Straßen Galeana und Mina in der  Stadt 

befinden.  

Einheiten der Bundeskriminalpolizei trafen in der Straße Juan N. Álvarez 

ein. Laut ihrer Aussage versuchten sie, mit Leuten zu sprechen. Aber da es dunkel 

war, beschlossen sie zu ihrer eigenen Sicherheit, den Ort zu verlassen, ohne 

Sicherungs- oder Präventionsmaßnahmen zu ergreifen. Durch dieses 

Fehlverhalten wurde  völlig straffrei ein zweiter Übergriff im Bereich der Straße 

Juan N. Álvarez ermöglicht. Bei diesem zweiten Übergriff wurden Julio César 

Ramírez und Daniel Solís getötet und andere Personen sehr schwer verletzt. 

                                                 

7 Personnamen erscheinen in Abkürzungen im Original.  A. d. Hrsg. 

8 Personnamen erscheinen in Abkürzungen im Original.  A. d. Hrsg. 
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Unweit des Tatortes wurde Julio César Mondragón später festgenommen, 

gefoltert und ermordet.  

Wie verschiedene Angehörige der Bundeskriminalpolizei aussagten, 

trafen auch sie vor dem Justizpalast ein, wo sich der Bus Nr. 1531 des 

Unternehmens Estrella de Oro befand, und stellten sich vor. Sie wiesen in ihrer 

Aussage auf das verdächtige Verhalten der städtischen Polizisten hin, verließen 

aber den Ort ohne weitere Maßnahmen zu ergreifen. Es ist wenig glaubwürdig, 

dass sie zugelassen haben sollen, dass man ihnen keinerlei Informationen gab, 

den Tatort verließen und dabei Glasscherben, möglicherweise Blutflecken und 

Kleidung auf dem Boden – Evidenz, die später von der Generalstaatsanwaltschaft 

gesammelt wurde – bemerkt oder den Bus nicht inspiziert haben sollen.  

Andererseits gaben besagte Polizisten auch an, dass sie sich zur 

Gefangenensammelstelle begeben hatten. Die Darstellung dieses Besuchs scheint 

wenig glaubwürdig, da sie behaupteten, keine Rückmeldung erhalten zu haben 

und unverrichteter Dinge wieder umgekehrt zu sein, ohne auch nur irgendetwas 

infrage zu stellen. 

Vorgenanntes lässt die Bestätigung zu, dass ein Befehl zur Aufnahme von 

Ermittlungen durch die föderale Anklagevertretung erging, der von der 

Bundeskriminalpolizei und von der föderalen Polizei, die sich in Iguala befand, 

jedoch missachtet wurde. Die einzige Ermittlung, die sie laut eigener Aussage 

durchführten, war die Vernehmung von Felipe Flores zwischen 22:30 Uhr und 

23:00 Uhr und eine Fahrt zu den Tatorten. Diese wurde jedoch weder als solche in 

den Berichten benannt noch im Nachgang gesichert. Die Bundeskriminalpolizei 

passierte die Kreuzung von Juan N. Álvarez und Periférico Norte, wo sich noch 

immer Studenten befanden, die von der Stadtpolizei nicht festgenommen worden 

waren und denen Schutz hätte gewährt werden können. Die Angehörigen der 

Bundeskriminalpolizei hielten sich auch am Justizpalast auf, jedoch wurde von 

ihnen weder das Fahrzeug untersucht, noch wurden die Angehörigen der 

Stadtpolizei direkt im Anschluss an die Geschehnisse befragt.  

Die Bundeskriminalpolizei unterließ es, darüber zu berichten, was sie im 

Präsidium der Stadtpolizei von Iguala, einem Schlüsselort für den Nachweis des 

gewaltsamen Verschwindenlassens der Studenten, beobachtet hatte, und sie 

sicherten auch zwei Tatorte nicht ab. An einem dieser Tatorte hätte andernfalls 

der Tod von drei Studenten verhindert werden können. Das heißt, dass weder 

einfachste Ermittlungen, die in diesem Fall in den ersten Stunden erforderlich 

gewesen wären, aufgenommen noch Maßnahmen zum Schutz der Überlebenden 

ergriffen wurden. Diese Unterlassungen müssen untersucht werden.  

 

Das Vorgehen des 27. Bataillons in Iguala in jener 

Nacht 

Das Vorgehen des 27. Bataillons in der Nacht vom 26. zum 27. September 2014 

weist zahlreiche Aspekte auf, die einer Untersuchung bedürfen. Die 

Militärangehörigen gingen vor und während des Eintreffens der Studenten in 

Iguala nachrichtendienstlichen Aktivitäten nach. Sie waren zwischen 21:40 Uhr, 

als die Übergriffe begannen, und 22:40 Uhr, als die Studenten festgenommen 
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wurden, auch an den ersten beiden Tatorten, wo die Übergriffe auf die Studenten 

stattfanden, am Justizpalast und im Stadtzentrum von Iguala, und erstatteten 

ihren Vorgesetzten darüber Bericht. Dennoch wurde keine einzige Maßnahme 

zum Schutz der Studenten ergriffen. Im späteren Verlauf begaben sich die 

Angehörigen des 27. Bataillons nach den Ereignissen an sämtliche Tatorte: Zum 

Justizpalast, zur Kreuzung Santa Teresa, zur Straße Juan N. Álvarez nach dem 

zweiten Angriff und zum Camino del Andariego, wo die Leiche von Julio César 

Mondragón aufgefunden wurde sowie zum Krankenhaus, wohin eine Gruppe von 

Überlebenden geflüchtet war. In der folgenden Zusammenfassung werden die 

unterschiedlichen Fahrtrouten nachgezeichnet, die von den Militärangehörigen in 

mehreren Aussagen gegenüber den Generalbundesanwaltschaft angegeben 

wurden, manche vor dem Eintreffen der GIEI andere später, wobei auch hierbei 

die GIEI nicht teilnehmen konnte.  

 

Kenntnis von den Studenten und ihre Überwachung 

Ab 18:00 Uhr wurden die Studenten von Ayotzinapa auf ihrem Weg von 

Chilpancingo zur Stadtgrenze von Iguala von C-4 beobachtet. Somit hatten die 

Militärangehörigen Kenntnis davon. Des Weiteren wurden Nachrichtenagenten 

mobilisiert, um sicham Trafohaus am Stadtrand von Iguala, wo sich die Studenten 

befanden, vor Ort Kenntnis über ihre Aktivitäten zu verschaffen.  

Die Militärbehörden wurden gegen 19:30 Uhr bis 20:00 Uhr von C-4 über 

die Anwesenheit der Angehörigen des Nachrichtendienstes in Kenntnis gesetzt.  

Einer der Angehörigen des Nachrichtendienstes (OBI) befand sich um 

21:40 Uhr, kurz nach der Übernahme des Busses am Busbahnhof und berichtete 

seinen Vorgesetzten von den Zusammenstößen. Zu diesem Zeitpunkt wurde auf 

die Studenten geschossen, die versuchten, die Stadt zu verlassen. Dabei wurde 

Aldo Gutiérrez durch einen Kopfschuss verletzt. 

Die Anwesenheit von Militärangehörigen im Bereich des C-4 steht im 

Zusammenhang mit nachrichtendienstlichen Tätigkeiten. Zum Zeitpunkt der 

Ereignisse unterstand die Nachrichtengruppe zunächst unter dem Kommando 

von Leutnant JG und später unter dem Kommando von Oberst JR. Laut der 

Aussage eines der Soldaten gibt es bei C-4 verdeckt agierende militärische 

Geheimdienstagenten. Es waren außerdem auch Militärangehörige, die die 

Überwachungskameras bedienten. In den T Funkprotokollen und Schriftsätzen 

des Militärs gibt es keinerlei Hinweise darauf, dass sich der 5. Bus,  vom 

Unternehmen Estrella Roja im hinteren Teil des Bereiches in der Straße 

Altamirano in Richtung Ortsausfahrt bewegte.  
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Übergriffe auf die Studenten in der Straße Juan N. 

Álvarez, 21:40 Uhr  

Laut Punkt H des Papiers des Verteidigungsministeriums (SEDENA)9, das der 

Abgeordneten-Komission für den Fall Ayotzinapa von der Abgeordnetenkammer 

übergeben wurde, sprach der Kommandant JR um 21:55 Uhr mit der 

bundesstaatlichen Polizei, die angab, dass sie ohne Befehl nicht ausrücken würde. 

In Punkt I wird darauf Bezug genommen, dass der Kommandant des Bataillons um 

22:15 mit dem Sekretär für Öffentliche Sicherheit der Stadt, Felipe Flores, 

telefoniert hatte und dass dieser ihm sagte, dass er keinen Bericht bekommen 

habe und dass auch keine Schusswaffen eingesetzt worden seien. Zum Zeitpunkt 

des Telefonats hatte C-4 allerdings bereits über diese Ereignisse und über 

Personen mit Schussverletzungen informiert. Außerdem erstattete ein OBI, der 

vom Bataillon entsandt worden war, seinen Vorgesetzten Bericht darüber, dass es 

im Bereich der Straße Galeana Unruhen und Schusswechsel gab und dass die 

Studenten am Zentralen Omnibusbahnhof einen Bus in ihre Gewalt gebracht 

hatten. Es besteht weder Klarheit darüber, wie diese Information die 

Lageeinschätzung der Armee beeinflusste, noch darüber, warum sich die 

Sicherheitskräfte nach den Schießereien in der Stadt nicht in Bewegung gesetzt 

haben.  

 

Übergriff am Justizpalast, 22:00 Uhr  

Der Bus Nr. 1351 des Unternehmens Estrella de Oro erreichte den Justizpalast, 

wo er von der Stadtpolizei von Iguala gestoppt wurde und wo der Leutnant des 

Nachrichtendienstes JG den Beamten des Nachrichtendienstes M hinschickte, 

damit er den dortigen Bereich untersuchte. Dementsprechend wurde das Militär 

gegen 22:00 Uhr über diese Ereignisse in Kenntnis gesetzt, und Leutnant JG 

ordnete eine Untersuchung durch den Soldaten M an. Soldat M wurde Zeuge 

dieser Zusammenstöße. Er hielt sich während dieser Ereignisse mindestens 45 

Minuten an dem Ort auf machte Fotoaufnahmen von diesen Ereignissen. Er gibt 

außerdem an, dass er Leutnant JG informiert habe und dass dieser wiederum den 

Kommandanten des 27. Bataillons, JR und den Militärbereich 35 von den 

Geschehnissen in Kenntnis setzte. Er hielt sich etwa bis 23:00 Uhr an dem Ort auf, 

also bis zum Zeitpunkt der Festnahme der Studenten, und kehrte anschließend 

zum Bataillon zurück.  

 

Inaugenscheinnahme des Hospital General von Iguala, 

23:00 Uhr 

Laut verschiedener Aussagen rückten zwei Streifenwagenbesatzungen auf Befehl 

des Leutnants RV aus, um das Allgemeine Krankenhaus von Iguala [Hospital 

                                                 

9 Im Mexiko besteht die Verteidigungsministerium (SEDENA) aus Heer und 
Luftwafe, das Marine-Ministerium (SEMAR) ist darin nicht eingeschlossen. A. 
d. Hrsg. 
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General de Iguala im Original, Anm. d. Ü.] in Augenschein zu nehmen, das direkt 

neben der Kaserne des Bataillons liegt. Demnach betrat Leutnant RV das 

Krankenhaus, nahm die Namen der Verwundeten auf und kehrte zum 27. 

Bataillon zurück. Die Verletzten wurden gegen 22:40 Uhr in das Krankenhaus 

gebracht. Somit trafen die Militärangehörigen gegen 23:00 Uhr dort ein, als drei 

verletzte Studenten, darunter auch der im Koma liegende Aldo Gutiérrez, bereits 

stationär aufgenommen worden waren. Die Militärangehörigen müssten zu 

diesem Zeitpunkt, nachdem sie die Namen und den Zustand der Verletzten 

aufgenommen hatten, gegen 23:30 Uhr zum Bataillon zurückgekehrt sein.  

 

Ausrücken des Bataillons zum Justizpalast, 00:30 Uhr  

Nach diesen Ereignissen begaben sich zwei Militärfahrzeuge anderthalb Stunden 

später erneut zum Justizpalast, wo sie um 00:40 Uhr eintrafen. Zu den 

Beobachtungen oder Aktivitäten an dem genannten Ort enthalten ihre Aussagen 

nur wenige Details. Nur einer der befragten Militärangehörigen gibt an, dass 

einige von ihnen in den Bus eingestiegen sind, um ihn zu kontrollieren, während 

die meisten eine solche Kontrolle bestreiten oder einfach keinen Bezug darauf 

nehmen. Der größte Teil von ihnen gibt an, dass bei ihrem Eintreffen am 

Justizpalast ein Autokran dabei war, den Bus zum Abschleppen vorzubereiten und 

dass sich sonst keine weiteren Personen dort aufhielten. Auf die Anwesenheit der 

Stadtpolizei an dem Ort wird kein Bezug genommen.  

Laut den Angaben zur Tatortbearbeitung begaben sich der Staatsanwalt 

und der Sachverständige um 00:20 zum Justizpalast, aber in den Aussagen der 

Militärangehörigen gab es keinerlei Hinweise darauf.  

 

Fahrt vom Justizpalast zum Präsidium der Stadtpolizei  

Nachdem die beiden Kleinbusse des 27. Bataillons den Justizpalastpalast 

verlassen hatten, fuhren sie zurück nach Iguala. Von allen Militärangehörigen, die 

im Dezember 2014 befragt wurden, räumten nur zwei, GR und RSE, ein, dass sie 

am Polizeipräsidium vorbeigekommen sind. Sie gaben an, dass sie vor dem 

Polizeipräsidium angehalten haben und dass 4 – 5 Militärangehörige, darunter 

Hauptmann C und Leutnant P, also beide mit höherem Dienstgrad, aus dem 

Kleinbus ausgestiegen sind. Das Betreten des Polizeipräsidiums durch mehrere 

Militärangehörige wurde auch von Ulises Bernabé, dem zuständigen Haftrichter 

bestätigt, der sich gegenwärtig auf der Flucht befindet und in den USA Asyl 

beantragt hat. Lediglich in einer dritten Aussage, die erneut vor den 

Generalbundesanwaltschaften (PGR) und ohne das Wissen der GIEI gemacht 

wurde, geben zwei Militärangehörige, der Soldat des Nachrichtendienstes M und 

Hauptmann C, an, dass sie im Polizeipräsidium gewesen sind. Laut der beiden 

Aussagen sei das Polizeipräsidium zu diesem Zeitpunkt aufgesucht worden, weil 

ein Motorrad gesucht wurde, das der Soldat des Nachrichtendienstes im Bereich 

des Justizpalastes zurückgelassen hatte. In den zuvor im Dezember 2014 

gemachten Aussagen gibt es keinerlei Hinweise auf ein Verschwinden des 

genannten Motorrades oder darauf, dass das Motorrad von dem Soldaten des 

Nachrichtendienstes am Justizpalast zurückgelassen wurde. Auch ist unklar, 
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warum die Polizei, die ausgerückt war, um die Studenten festzunehmen, und die 

offenbar auf Verstärkung aus Huitzuco wartete, weil sie keine Kapazitäten hatte, 

um alle Studenten abzuführen, Zeit und Grund zum Entfernen eines Motorrads 

vom genannten Ort gehabt haben sollte.  

Dieser Fakt ist von einer Aufklärung durch die Aussagen von Soldat M 

und Hauptmann C weit entfernt. Hier muss weiter ermittelt werden, um Kenntnis 

darüber zu erlangen, warum diese beiden, die Zeugen jener Ereignisse waren und 

von der Festnahme der jungen Leute durch die Stadtpolizei wussten, in der Nacht, 

in der 43 Studenten verschwanden, zum Polizeipräsidium gefahren sind, um ein 

Motorrad zu suchen, ohne sich auch nur im Geringsten für das Schicksal der 

jungen Menschen zu interessieren.  

Die Aussagen sowohl von Soldat M als auch von Hauptmann C im August 

2015 konzentrieren sich wiederum auf Beweisfotos, die im Hospital Cristina und 

im Bereich des Justizpalastes, in beiden Fällen vom Soldaten des 

Nachrichtendienstes, M, aufgenommen wurden. Nun ergibt sich die Situation, 

dass die GIEI in ihrem Schreiben Nr. 52 vom 29. Juni 2015 an die 

Generalbundesanwaltschaften (PGR) um die Übermittlung der Fotoaufnahmen 

ersucht hatte, die von den Militärangehörigen an den genannten Orten gemacht 

wurden und die in der Akte fehlten. Es besteht ein eindeutiger Zusammenhang 

zwischen den Aussagen der genannten Angehörigen des Bataillons und dem 

Ersuchen der GIEI oder den neuen Informationen unseres Berichts, obwohl wir in 

keinem der beiden Fälle sofort, sondern erst zwei Monate später von den 

Umständen in Kenntnis gesetzt wurden. Die Fotoaufnahmen wurden als 

PowerPoint-Präsentation zur Verfügung gestellt. Eine Herausgabe der Originale 

ist nicht erfolgt.  

 

Vom Präsidium zur Straße Juan N. Álvarez  

Nachdem sie am Polizeipräsidium von Iguala vorbeigefahren waren, kamen die 

Fahrzeuge an jenem Ort an, an dem der Angriff auf die Studenten 30 Minuten 

vorher – um 00:30 Uhr – stattgefunden hatte, während zur gleichen Zeit eine 

Pressekonferenz gegeben wurde zum ersten Angriff auf die Busse an eben diesem 

Ort. Allerdings geben verschiedene Militärangehörige an, dass sie während der 

Fahrt einen Anruf erhielten. Sie sollten sich zum Hospital Cristina begeben, das 

ganz in der Nähe des Ortes liegt, an dem der Übergriff auf die drei Busse in der 

Straße Juan N. Álvarez stattfand, um zu prüfen, ob sich dort bewaffnete Personen 

aufhielten. Laut ihrem Bericht fuhren sie an der Stelle vorbei, wo die Leichen von 

Julio César Ramírez Nava und Daniel Solís Gallardo lagen und begaben sich aber 

direkt zum Krankenhaus, obwohl es Widersprüche zwischen den Aussagen 

mehrerer Militärangehöriger gibt. Das war um 01:00 Uhr morgens. Um 01:35 Uhr 

hielt sich eine Militärstreife an dem genannten Tatort auf. Laut den 

Zeugenaussagen von Journalisten, die für diesen Bericht befragt wurden und die 

zur genannten Zeit am Tatort eintrafen, war während ihres etwa zweistündigen 

Aufenthaltes dort auch eine Militärstreife anwesend, was die Annahme bestätigt, 

dass sich die Streifenwagenbesatzungen während der Fahrt aufgeteilt hatten. 

Dennoch gaben die meisten der anderen Militärangehörigen, die vor den 

Generalbundesanwaltschaften (PGR) ausgesagt hatten, an, dass sich beide 
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Streifenwagenbesatzungen um 01:00 Uhr zum Hospital Cristina begeben hätten 

und dass sie gegen 01:50 Uhr bis 02:00 Uhr an den genannten Ort zurückgekehrt 

wären. Dieser Fakt ist widersprüchlich und müsste mit verschiedenen anderen 

Quellen verglichen werden.  

 

Von der Straße Juan N. Álvarez zum Hospital Cristina  

Später begaben sich die beiden Kleintransporter vom Typ Cheyenne zum Hospital 

Cristina, wo die Besatzungen dieser Wagen darüber in Kenntnis gesetzt wurden, 

dass sich dort bewaffnete Personen aufhielten. Diese Information, die dem 

Anschein nach vom C-4 kam, ist ein Hinweis darauf, dass sich in dem genannten 

Krankenhaus bewaffnete Personen aufhielten. Die Krankenschwestern, die in 

dem Krankenhaus Dienst hatten, hatten den überlebenden Studenten, darunter 

dem schwerverletzten EV, die Tür geöffnet. Die unbewaffneten Studenten hatten 

versucht, den Übergriffen zu entkommen und medizinische Hilfe im Krankenhaus 

zu erhalten. Laut der Aussage der Krankenschwestern hätten diese den 

diensthabenden Arzt des Krankenhauses von den Ereignissen in Kenntnis gesetzt. 

Ob es sich um denselben Arzt handelte, der C-4 von den Geschehnissen in 

Kenntnis setzte, oder ob es sich um andere Personen aus diesem Bereich 

handelte, wurde bislang nicht ermittelt. Dennoch wies Hauptmann C nach seinem 

Ausscheiden aus dem 27. Bataillon in seiner ersten Aussage darauf hin, dass die 

Weisung des Kommandanten JR lautete, Zusammenstöße mit den Studenten zu 

vermeiden: „Der ausdrückliche Befehl des Kommandeurs der Infanterie, Oberst 

JR, lautete, in der Umgebung der Stadt Streife zu fahren und ein 

Zusammentreffen mit den Studenten der Pädagogischen Hochschule Ayotzinapa 

zu vermeiden.“ Damit wusste er, dass es sich um die Studenten handelt.  

 

Behandlung der Verwundeten und der geflüchteten 

Studenten im Krankenhaus 

Bereits beim Eintreffen im Krankenhaus war die Schwere der Verletzungen von 

EV offenkundig. Sowohl Oberstleutnant C als auch Hauptmann C sagten aus, dass 

unverzüglich ein Rettungswagen gerufen wurde. Jedoch weisen die 

Aufzeichnungen des Rettungsdienstes des Roten Kreuzes aus, dass der Anruf um 

01:50 Uhr einging und dass der Rettungswagen um 02:00 Uhr, als die Studenten 

das Krankenhaus bereits verlassen hatten, im Krankenhaus eintraf. Die von den 

Soldaten angegebene Uhrzeit, zu der sie angeblich den Rettungsdienst zur Klinik 

gerufen hatten (01:00), stimmt nicht mit der vom Roten Kreuz tatsächlich 

registrierten Uhrzeit überein (01:50), zu welcher sie das Krankenhaus bereits 

verließen. Die meisten der befragten Militärangehörigen geben an, dass 

Hauptmann C vom Krankenhaus aus einen Krankenwagen gerufen hat. Lediglich 

einer von ihnen gab an, dass dieser Anruf getätigt wurde, als sie das Krankenhaus 

verließen. Soldat M gibt an, dass der Anruf just in dem Moment getätigt wurde, 

als sie aus dem Krankenhaus herausgingen und dass C dieses C-4 mitgeteilt hatte, 

was sich mit der beim Rettungsdienst des Roten Kreuzes vermerkten Uhrzeit 

deckt. Die meisten Militärangehörigen geben an, dass die Studenten gut 

behandelt wurden und dass ihre Namen nicht aufgenommen wurden. Jedoch 
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räumten zwei von ihnen ein, dass von Leutnant P (laut JS) bzw. Hauptmann C 

(laut UY) Listen mit den Namen der Studenten erstellt wurden. Die Studenten, die 

Zeugen waren, und der Dozent, der sich ebenfalls im Krankenhaus aufhielt, 

widersprechen den Schilderungen der Militärangehörigen grundlegend.  

Die Verletzungen von EV wurden von den Militärangehörigen und von 

dem Arzt als eine oberflächliche Wunde an der Oberlippe beschrieben, jedoch 

rührte diese Wunde in Wirklichkeit von einem Schuss her, der zu einer Fraktur 

des Oberkiefers führte, womit es sich um eine schwere Verletzung handelte. In 

der Tat wurde der Verletzte kurz nach seiner Einlieferung ins Krankenhaus 

aufgrund des Blutverlustes ohnmächtig. Für die GIEI deutet das auf unterlassene 

Hilfe gegenüber dem Jugendlichen hin. Die Uhrzeit des Anrufs beim 

Rettungsdienst belegt, dass bis zu dem Anruf mindestens 40 Minuten vergangen 

waren. Nach diesem Anruf haben die Militärangehörigen das Krankenhaus 

verlassen. Die Studenten riefen dann später selbst an, getrieben von ihrer Angst 

und von der Suche nach Hilfe für EV, der dann schließlich vom Dozenten und den 

überlebenden Studenten mit einem Taxi ins Krankenhaus gebracht wurde. 

 

Vergleich der Aussagen von Militärangehörigen und Studenten hinsichtlich der 
Behandlung. “Cristina” Krankenhaus 

Aussagen der Militärangehörigen 
Aussagen der Studenten und des 

Dozenten 

Nach der Feststellung, dass es sich um 
Studenten handelte, fand keine 
Durchsuchung statt. 

Sie wurden durchsucht, die T-Shirts 
wurden dabei hochgezogen. 

Der Rettungswagen wurde unverzüglich 
gerufen. 

Der schwer verletzte EV wurde nicht 
versorgt. Auch der Rettungswagen 
wurde nicht gerufen, als sie sich im 
Krankenhaus aufhielten. 

Die persönlichen Gegenstände wurden 
ihnen nicht abgenommen, sie durften 
auch einen Anruf annehmen. 

Sie wurden gezwungen, ihre 
persönlichen Gegenstände auf einen 
Tisch zu legen und es wurde ihnen 
verboten, ihre Telefone zu benutzen. 
Man wies sie an, einen Anruf zu 
beantworten. 

Sie wurden respektvoll behandelt und 
auch nicht mit der Waffe bedroht. 

Sie wurden mit der Waffe bedroht und 
beschimpft: „dass wir nichts könnten, 
als Schaden anzurichten, dass wir uns 
auf was gefasst machen sollten und 
dass unser Hosenboden hoffentlich 
dick genug sei, um das zu auszuhalten, 
was noch komme“. 

Die Namen wurden nicht überprüft. Sie verlangten die Namen, notierten 
sie und meinten, sie sollen ihre 
richtigen Namen nennen, wenn sie 
wollen, dass ihre Familien sie finden.  
 

Es wurden zwei allgemeine 
Fotoaufnahmen gemacht. 

Es wurden mehrere Fotoaufnahmen 
gemacht: eine allgemeine und weitere 
von dem Verletzten. 

Später wurde einer der Studenten, der 
sich in dem Krankenhaus befand, 

Ihnen wurde gesagt, dass die 
Fotoaufnahme dazu diente, sie dem 
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aufgrund von Foto- und 
Videoaufnahmen als derjenige 
identifiziert, der am Tatort eine 
Pressekonferenz gegeben hatte. 

Krankenhaus zu schicken, damit man 
dort vorbereitet auf die Behandlung 
sei. 

 

Hilfeersuchen bei C-4 wegen des Übergriffs an der 

Kreuzung Santa Teresa  

Zwischen 23:30 und 23:40 Uhr kam es an der Kreuzung Santa Teresa am 

Ortsausgang von Iguala zu den Übergriffen auf zwei Taxis und auf den Bus des 

Fußballklubs Los Avispones. Die Information durch C-4 über den Angriff auf den 

Bus des Fußballklubs Los Avispones erfolgte etwa um 23:49 Uhr. Die Bitten um 

Hilfe und die telefonischen Anrufe beim Rettungsdienst unter der Notrufnummer 

066 und von C-4 wiederholten sich von 23:50 Uhr bis nach 01:30 Uhr. In diesen 

Anrufen wurde über ein Taxi, das beschossen wurde, sowie von dem Übergriff auf 

den Bus des Fußballklubs Los Avispones und über die Abgabe von Schüssen 

berichtet. Dabei wiederholten sich die Notrufe nach Rettungswagen, darunter 

auch von dem Offizier V, der für seine verletzte Frau anrief, zwischen 00:00 Uhr 

und nach 01:00 Uhr in unterschiedlichen Zeitabständen. Laut den 

Zeugenaussagen der Militärangehörigen, die von den 

Generalbundesanwaltschaften (PGR) befragt wurden, fand die Fahrt zur Kreuzung 

Santa Teresa etwa um 00:00 Uhr statt.  

 

Das Eintreffen von zwei Fahrzeugen am 27. Bataillon, um 

Hilfe zu holen 

Etwa um 00:00 Uhr fuhren zwei Fahrzeuge mit Überlebenden der Übergriffe an 

der Kreuzung Santa Teresa beim Bataillon vor. Im ersten Fahrzeug saßen 

Angehörige der Fußballspieler, die Zeugen dieser Ereignisse waren und erneut um 

Hilfe baten. Wenige Minuten später wurden vier Jugendliche, die überlebt hatten, 

und ein Erwachsener mit schweren Schussverletzungen mit einem am Tatort 

vorbeifahrenden Fahrzeug nach Iguala gebracht. Sie fuhren beim 27. Bataillon vor 

um Hilfe zu holen.  

Die Aussagen verschiedener Personen, die in den beiden Fahrzeugen 

saßen, beweisen, dass die Militärangehörigen die Hilfe mit dem Hinweis 

verweigerten, dass sie dafür nicht zuständig seien und dass sie nichts tun 

könnten, und das obwohl sie ihnen gesagt worden war, dass es sich um Opfer des 

Übergriffs handelte und dass sie direkt zum Bataillon gekommen waren, um Hilfe 

zu erbitten. Der nachfolgende Bericht zeigt sowohl die Ohnmacht der Opfer als 

auch die fehlende Sensibilität und die Verantwortungslosigkeit der 

Militärangehörigen in jenem Moment und den Widerspruch zwischen der 

Erwartungshaltung, mit der sie gekommen waren, und dem, was sie tatsächlich 

vorfanden. In diesem Fall geht es um Fußballspieler des Klubs Los Avispones und 

deren Angehörige.  

Er sagte:  
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„Wir können nicht ausrücken. Wir haben keinen Befehl und dürfen die 

Kaserne nicht verlassen.“ Ich sagte zu ihm: „Da kann die ganze Stadt 

niedergemetzelt werden und ihr rückt ohne Befehl nicht aus?“ „Nun – 

nein.“ Kurz danach kam der Chef und ich sagte zu ihm: „Dort kommt dein 

Chef. Los, sag es ihm. „Nein.“ Kurz darauf kamen die Jungen. Ich ging 

zum Dozenten JL. Sie sagten: „Helft uns, helft uns.“ Ich sagte zu ihm: 

„Siehst du das nicht? Er ist verletzt, sieh ihn dir an. Warum tust du nichts? 

Warum hilfst du uns nicht?“ Er sagte, dass er die Kaserne nicht verlassen 

dürfe. Ich sagte zu ihm: „Sieh dir diesen Mann an. Er ist schon halbtot.“ Er 

sagte nein. 

P, Angehörige eines Fußballspielers von Los Avispones.  

 

Eintreffen an der Kreuzung Santa Teresa  

Die beiden Streifen, die das 27. Bataillon verließen, mussten am Justizpalast 

vorbeifahren, wo sich der Bus Nr. 1531 des Unternehmens Estrella de Oro 

befand, und die Straßensperre der städtischen Polizei am Ortsausgang von Iguala 

passieren, obwohl es in ihren Aussagen keinerlei Hinweise auf diese beiden 

Fakten gab. Schließlich erreichten sie etwa um 00:45 Uhr, eine Stunde nach dem 

Übergriff, als auch die Rettungswagen gerade eintrafen, um die Verletzten zu 

evakuieren, die Kreuzung Santa Teresa. Laut ihren Aussagen regnete es. Einige 

Militärangehörige stiegen aus, um den Bereich abzusichern, während andere im 

Fahrzeug blieben.  

 

Ein Militärfahrzeug in der Siedlung „24 de Febrero“ 

Dennoch berichtete ein Zeuge der GIEI, dass er gegen 02:00 Uhr auf einem 

Schotterweg in dem Stadtteil „24 de Febrero“ zwischen Asta de la Bandera und 

einer Steinbruchmaschine, die für Baumaterialien verwendet wird, fuhr. Dabei 

begegnete er einem Militärlastwagen, der in dem Stadtteil „24 de Febrero“ 

herumfuhr. Der Zeuge versuchte, einen Weg zu nehmen, der durch die Berge aus 

Iguala herausführte, um hinter der Polizeisperre, die am Ortsausgang von Iguala 

errichtet wurde, herauszukommen.  

Es trifft zu, dass eine Gruppe von Studenten, die mit dem Bus Nr. 5 des 

Unternehmens Estrella Roja unterwegs waren, in die Siedlung geflüchtet waren, 

nachdem sie aus dem Bereich des Justizpalastes geflohen waren, später von einer 

Anhöhe herunterliefen, die Straße entlang zu Fuß nach Iguala liefen und von 

Polizeistreifen verfolgt sowie mit Steinen und Waffen angegriffen wurden, 

während sie sich über Treppen zu einem höher gelegeneren Teil der Siedlung „24 

de Febrero“ flüchteten. Noch in der Siedlung versteckten sie sich im Haus von 

Angehörigen eines der Insassen der Fahrzeuge, die beim 27. Bataillon 

vorgefahren waren und um Hilfe gebeten hatten, aber keine Hilfe von den 

Soldaten bekommen hatten.  
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Grafik: Fahrstrecke eines Privatfahrzeuges aus Iguala in die Berge 

 

Die genannten Überlebenden der Übergriffe auf die Fußballspieler des Klubs Los 

Avispones sahen dort Polizeistreifen. Diese zwangen sie, aus dem Fahrzeug 

auszusteigen und warnten sie, dass man sie „verwechseln könne“, und forderten 

sie auf, den Ort zu verlassen. Die Anwesenheit des genannten Militärfahrzeuges 

in der Siedlung „24 de Febrero“ wurde bis heute weder in einer Aussage noch in 

einem Bericht vermerkt. Auch soll es dort weder ein vom Zeugen als „Lastwagen” 

mit ca. 8-10 Militärangehörigen bezeichnetes Fahrzeug noch einen Streifenwagen 

dort gegeben haben. Das ist ein Fakt, der der Aufklärung bedarf.  

 

Camino del Andariego. Die Leiche von Julio César 

Mondragón  

Im Industriegebiet von Iguala, ganz in der Nähe des Periférico Norte und des 

Standorts von C-4, wurde am 27. die Leiche von Julio César Mondragón 

aufgefunden. Die Militärangehörigen waren die ersten, die am Tatort eintrafen. 

Dennoch sind ihre Aussagen wenig aufschlussreich, obwohl sie zweifellos weitere 

Bestandteile zur Untersuchung des Falls beitragen könnten.  

Die Militärangehörigen machten in Bezug auf die Zeit, zu der die Leiche 

von Julio César Mondragón gefunden wurde, unterschiedliche Aussagen. Laut 

dem Leutnant des Nachrichtendienstes JG, ging die Mitteilung am 27. zwischen 

10:00 Uhr und 12:00 Uhr ein. Laut der Aussage des Kommandeurs R ging es 

dagegen um 10:00 Uhr. Dennoch wurde von JOC, der den Tatort zusammen mit 

einer Streife aufsuchte, die Meldezeit um 09.07 Uhr angegeben, er selbst traf um 
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09:15 Uhr am Tatort ein. Im Bericht des Verteidigungsministeriums (Heer und 

Luftwaffe) wird angegeben, dass die Streifenwagenbesatzung um 10:20 Uhr zur 

Untersuchung der Gegend losgefahren ist und dass der Abtransport der Leiche 

um 13:30 Uhr erfolgte. In den Akten wird jedoch die Uhrzeit 09:55 als Beginn der 

Untersuchung des Tatorts angegeben. Diese Zeitangaben decken sich nicht mit 

den Angaben der als Zeugen befragten Militärangehörigen und nicht mit den 

Aufzeichnungen der Generalbundesanwaltschaft (PGR). Um 09:30 befanden sich 

die Sachverständigen und die Angehörigen Anklagevertretung der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) am Tatort, um ihn und den Abtransport der 

Leiche von Julio César sowie die am Tatort befindlichen Mittel zu untersuchen. 

Anderseits aber, wäre die Meldung, laut der Aussage eines anderen 

Militärangehörigen, RALA, um 06:00 Uhr eingegangen. Diese widersprüchlichen 

Angaben und das, was sich später noch bis zum Eintreffen der 

Generalbundesanwaltschaft ereignete, sollten aufgeklärt und sich durch die 

Befragungen der Militärangehörigen, die zum Tatort geschickt wurden, vertieft 

werden. 

 

 

3. Fortschritte und Hindernisse bei den 

Ermittlungen  

Zu Beginn der zweiten Periode des Mandats im November 2015 legte die GIEI der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) ein Dokument vor, in welchem die neuen 

Fragestellungen für die Ermittlung und die Suche nach der Veröffentlichung des 

Ayotzinapa-Berichts (Untersuchung und erste Schlussfolgerungen zum 

Verschwindenlassen und den Ermordungen der Lehramtsstudenten) 

vorgeschlagen werden. Diese Fragestellungen ergeben sich sowohl aus Punkten, 

die von der GIEI als weitgehend abgearbeitet und geklärt betrachtet werden, als 

auch aus den Grauzonen, wo nicht geklärt ist, was geschehen ist, wo 

Verantwortlichkeiten noch nicht entsprechend gewichtet wurden oder wo noch 

gar keine Ermittlungen durchgeführt wurden.  

Für diese zweite Phase wurde von der GIEI die Bildung eines neuen 

Ermittlerteams unter der Leitung eines neuen Staatsanwalts vorgeschlagen, der 

die Unabhängigkeit des Gremiums gewährleisten sollte. Dieses neue 

Ermittlerteam sollte dementsprechend vom Stellvertretenden 

Sonderstaatsanwalt für Menschenrechte der Generalbundesanwaltschaft geleitet 

werden. Für die GIEI war wesentlich, die Ermittlungen von der 

Sonderstaatsanwaltschaft für Verbrechen der organisierten Kriminalität (SEIDO) 

unabhängig zu machen, sich auf Untersuchungspersonal verlassen zu können, das 

einen neuen Blick auf den Fall werfen könnte, offen für die vorgeschlagene 

Forschungsrichtung war und dem sämtliche vorhandene Informationen 

zugänglich gemacht würden.. Des Weiteren sollte eine Einmischung ehemaliger 

an den Ermittlungen beteiligter Verantwortlicher vermieden werden. Diese 

Punkte wurden im Oktober 2015 zwischen dem mexikanischen Staat und der GIEI 

vor der Interamerikanischen Menschenrechtskommission (CIDH) vereinbart.  
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Dieses neue Team wurde Anfang November 2015 innerhalb der 

Sonderstaatsanwaltschaft für Menschenrechte der Generalbundesanwaltschaft 

(PGR) gebildet. Auch wenn es in den Monaten November und Dezember, als das 

neue Team mit dem Fall vertraut war, die Ermittlungen mit den neuen 

Fragestellungen vorangetrieben wurden, wurde die Arbeit ab Januar durch 

verschiedenartige Hürden behindert. Die ab diesem Zeitpunkt bestehenden 

Bedingungen schränkten den Ermittlungsfortschritt ein, da dem Team weder die 

Unabhängigkeit noch die Informationen, die für eine angemessene Arbeit 

erforderlich gewesen wären, gewährt wurden.  

Zu diesen Hürden gehören: A) Die Zerstückelung des Verfahrens durch 

die Aufnahme neuer Vorermittlungen, aus denen die wesentlichen Informationen 

jedoch nicht weitervermittelt wurden, so dass diese Verfahren komplett der 

Sonderanwaltschaft für Verbrechen der Organisierten Kriminalität (SEIDO) 

unterstanden. B) Die Verzögerung oder die Zurückhaltung von wichtigen 

Beweisen wie die Vernehmung von Militärangehörigen, Angehörigen anderer 

Polizeidienststellen, staatlichen Behörden, die Untersuchung des Busses Nr. 5 

usw. C) Verfahrenspraktiken, durch die andere Verfahren, die eigentlich in der 

Zuständigkeit des neuen Ermittlungsteams lagen, blockiert wurden und die 

stattdessen von der Sonderanwaltschaft für Verbrechen der Organisierten 

Kriminalität (SEIDO) geführt wurden. D) Der Versuch, neue Vernehmungen und 

Maßnahmen durchzuführen, die auf eine Rückkehr zur Hypothese von der 

Mülldeponie, zur Untersuchung der Hochschule etc. abzielten, das heißt zu 

Fragestellungen, , die bereits fertig untersucht wurden und für die es keinerlei 

Grundlagen gibt. 

Im Verlauf dieser Ermittlungen und während der zweiten Periode des 

Mandats der GIEI haben wir die Erhebung von mehr als 900 Beweisen beantragt, 

von denen bis Mitte März 2016 etwa 50 Prozent abgeschlossen wurden. In der 

letzten Woche vor der Veröffentlichung dieses Berichts stieg die Zahl der 

abgeschlossenen Beweise auf 81% an.. Viele dieser Beweiselemente, die vielleicht 

aus diesen Anträgen hervorgehen, verbleiben zum Zweck der Prüfung und 

Würdigung der Ergebnisse dieser Beweise zugunsten der Ermittlungen und 

zugunsten der Suche nach den 43 verschwundenen Studenten in diesem 

Ermittlungsverfahren.  

Die GIEI bedauert, dass der Fortschritt bei den Ermittlungen erst in der 

letzten Woche vor der Veröffentlichung dieses Berichts zu verzeichnen war. Die 

Schnelligkeit, mit der die Generalbundesanwaltschaft in der letzten Woche 

vorging, steht im Kontrast zu den Verzögerungen und Trödeleien der letzten vier 

Monate des zweiten Mandats und bestätigt, dass die Verfahren während dieser 

Zeit koordiniert und geordnet durchgeführt hätten werden können. Dies hätte 

sich wiederum positiv auf den Fortschritt bei den Ermittlungen im 

Zusammenhang mit den Ereignissen und deren Verantwortlichen ausgewirkt.  

Der Ermittlungsfortschritt in dieser zweiten Periode war nicht umfassend 

genug, um eine gründlichere Klärung des Falles herbeizuführen. Auch wenn 

Sicherheitsbehörden ausgesagt haben und wichtige Informationen wie etwa zu 

den Telefonverbindungen beantragt und analysiert wurden, wurden für diesen 

Fall wesentliche Verfahren nicht mehr durchgeführt. Unter anderem verzögerte 

sich die Beantragung für Rechtshilfe für die Untersuchung des Drogenhandels als 
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Motiv für dieses Verbrechen sieben Monate lang, so dass diese Informationen bis 

heute nicht in die Ermittlungen einbezogen werden konnten.  

Andererseits ist die Weigerung der Generalbundesanwaltschaft, 

staatliche Behörden, die zu dem Zeitpunkt im Amt waren, zu befragen oder 

erneut zu befragen, ein wesentliches Hindernis bei der Ermittlung der Wahrheit. 

Ebenso schwer wogen der fehlende Zugang der GIEI zu Befragungen von 

Militärbediensteten und die Weigerung dieser Behörden, sämtliche schriftlichen 

Aufzeichnungen sowie Video- und Fotoaufnahmen, die sich in ihrem Besitz 

befinden, zu übergeben, und auch die Weigerung, die erneuten Aussagen von 

Beschuldigten, die Informationen über Fakten oder das Schicksal der 

Verschwundenen enthalten könnten, herauszugeben. Zweifellos bedarf diese 

Fragestellung einer Fortsetzung in der Zukunft.  

 

3.1. Analyse der Telefonverbindungen 

Die GIEI hat 42 wichtige Telefonverbindungen von mutmaßlichen Tätern, 

Mitarbeitern der Kommunalverwaltungen, Polizeiangehörigen aus Iguala, 

Polizeiangehörigen aus Cocula und von Personen, die der Mitgliedschaft bei den 

Guerreros Unidos verdächtig sind, analysiert. Zunächst wurden sämtliche 

Informationen zu den Telefonverbindungen, die in dem Verfahren erfasst 

wurden, geprüft. Es wurden die Telefonnummern herausgesucht, die am 26. und 

27. September 2014 benutzt wurden. Diese Informationen wurden mit anderen 

Beweisen wie den Aussagen der Beschuldigten vor den 

Generalstaatsanwaltschaft (PGJ) und vor der Generalbundesanwaltschaft (PGR), 

mit den Informationen des Systems der ballistischen Beweisführung, zu C-4 und 

anderen relevanten Informationen abgeglichen. Diese Daten lassen sich 

dementsprechend in vier Gruppen einteilen: die Polizeiangehörigen von Iguala, 

die Polizeiangehörigen von Cocula, die verdächtigen Guerreros Unidos und die 

Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen.  

Das Ziel dieser Untersuchung bestand darin, festzustellen, ob die 

Bewegung der Mobiltelefon-Antenne und die Verbindungsanalyse die bereits 

aufgeklärten Vorgänge untermauern und weitere Erkenntnisse über jene 

Ereignisse liefern würden, die nicht vollständig geklärt werden konnten. Dies 

betrifft insbesondere die Ermittlung des Aufenthaltsortes der 43 verschwundenen 

Studenten. Die Untersuchung konnte dieses Vorhaben erfüllen, offenbarte aber 

auch Forschungslinien, die nicht sachgemäß verfolgt worden waren. Ein Teil 

dieser Daten war bereits im Verfahren von März 2015 enthalten, der andere Teil 

wurde erst auf Antrag der GIEI beigefügt. Was jedoch trotz der zahlreichen 

Anträge der GIEI unterblieben ist, war eine umfassende Untersuchung durch 

einen Abgleich der Daten aller Straftäter. Die GIEI und die 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) forderten die Telefongesellschaften mehrfach 

zur Bereitstellung von Verbindungsdaten ab April 2015 auf. Leider wurden diese 

Informationen nur teilweise übermittelt. Daher war eine noch genauere Analyse 

der Position der Telefone zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht möglich.  
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Analyse der Telefonverbindungen der Polizeiangehörigen 

von Iguala und Cocula  

Durch die Analyse der Telefonverbindungen der Polizeiangehörigen aus Iguala, 

die an dem Übergriff auf die Studenten und an deren Festnahme in der Nacht 

vom 26. und 27. September 2014 beteiligt waren, werden die Ereignisse 

bestätigt, die im Ayotzinapa-Bericht (Untersuchung und erste Schlussfolgerungen 

zum Verschwindenlassen und den Ermordungen der Lehramtsstudenten) zur 

Verfolgung der Studenten durch Angehörige der Städtischen Polizei von Iguala, 

die Gewaltakte gegen die Studenten in der Straße Juan N. Álvarez und am 

Justizpalast verübten, sowie zur Verfolgung von Studenten in den Siedlungen 

„Pajaritos“ und „24 de Febrero“ geschildert wurden.  

Ebenso decken sich die Telefonverbindungen der Polizeiangehörigen von 

Cocula mit ihren Aussagen und bestätigen die in den Aussagen genannte 

Fahrstrecke vom Präsidium der Stadtpolizei von Cocula (22:10 Uhr) in die 

Umgebung des Wohnhauses von César Nava (22:18 Uhr bis 22:28 Uhr) und 

anschließend zur Straße Juan N. Álvarez (22:37 Uhr bis 23:12 Uhr) sowie die Fahrt 

zum Polizeipräsidium von Iguala und der Aufenthalt dort.  

Zu den späteren Bewegungen der Polizeiangehörigen von Cocula kann 

ausgeführt werden, dass das Telefon des Chefs der genannten Polizeidienststelle, 

Cesar Nava, von 23:25 Uhr bis 23:48 Uhr am Funkmast Truenos eingebucht war, 

der sich ganz in der Nähe des sogenannten „Kojotenhügels“ [Loma de Coyote im 

Original, Anm. d. Ü.] befindet. Diese Zeitangabe deckt sich mit den Aussagen von 

vier Polizeiangehörigen von Cocula, die angaben, dass sie sich nach dem 

Verlassen des Polizeipräsidiums von Iguala dorthin begeben hatten. Später waren 

die Telefone der vier Polizeiangehörigen von Cocula zwischen 23:56 Uhr und 

00:27 Uhr, also zu der Zeit, zu der sie laut ihren Angaben zum Polizeipräsidium 

zurückgekehrt waren, am Funkmast der hiesigen Gemeinde eingebucht. In den 

Morgenstunden (01:08 Uhr bis 07:12 Uhr am 27. September) buchten sich die 

Telefone von César Nava und Pedrote Nava erneut am Funkmast Truenos am 

Ortseingang der Stadt Iguala, in der Nähe des „Kojotenhügels“ ein. Daher 

müssten sie an den genannten Ort zurückgekehrt sein.  

Die Angehörigen der Stadtpolizei von Iguala geben in ihren Aussagen an, 

dass sie am frühen Morgen des 27. September 2014 am Regionalpräsidium 

(Comandancia Regional) der bundesstaatlichen Polizei in Iguala 

zusammengezogen wurden. Die Verbindungsnachweise legen allerdings nahe, 

dass sich mindestens drei Polizeiangehörige in den frühen Morgenstunden weiter 

an Orten bewegten, die von der Dienststelle der bundesstaatlichen Polizei weit 

entfernt liegen. Dieser Umstand wurde im Rahmen des Verfahrens um das 

Verschwindenlassen der 43 Studenten nicht untersucht.  

Laut der Verbindungsanalyse wurde von mindestens sechs Angehörigen 

der Stadtpolizei von Iguala eine Telefonnummer angewählt, die in den 

Terminkalendern verdächtiger Mitglieder der Guerreros Unidos als „Wanderer“ 

angegeben wurde. Mindestens drei von ihnen haben diese Nummer in der 

kritischen Zeit angerufen, als die Übergriffe auf die Studenten und die Festnahme 

der Studenten stattfanden. Die Identität des Nutzers dieser Telefonnummer 

konnte von der Generalbundesanwaltschaft (PGR) nicht ermittelt werden.  
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Analyse der Telefonverbindungen der mutmaßlichen 

Mitglieder der Guerreros Unidos  

Die Analyse dieser Telefonverbindungen erfolgte zuerst bei den sechs 

Verdächtigen der Vereinigung Guerreros Unidos, die Anfang Oktober vor der 

Generalstaatsanwaltschaft (PGJ) aussagten. Fünf von ihnen gaben Informationen 

über die Version von Pueblo Viejo an, und einer über die Version von der 

Sicherheitswohnung in Las Lomas an. Alle haben in der Nacht des 26. oder am 

Morgen des 27. September miteinander telefoniert oder sie telefonierten in den 

Kernzeiten über einheitliche Telefonnummern miteinander. Zwei der 

Verdächtigen riefen die Telefonnummer an, die David Cruz Hernández, ein 

Mitarbeiter des Zivilschutzes (Protección Civil), in seiner Aussage angegeben 

hatte. In den Terminkalendern dieser Personen tauchen auch Telefonnummern 

auf, die von Angehörigen der Stadtpolizei von Iguala angerufen wurden und die 

auch bereits analysiert wurden. Diese Information lässt den Schluss zu, dass die 

Personen dieser Gruppe einander kannten, dass sie Beziehungen zur Stadtpolizei 

von Iguala haben und dass sie in jener Nacht in der kritischen Zeit bis zum 

Morgen vom 27. miteinander telefonierten. Das heißt also, dass sich das mit der 

Behauptung deckt, wonach diese Personen zu derselben kriminellen Vereinigung 

gehören könnten, die in der Nacht vom 26. und 27. September in der Gemeinde 

Iguala im Bundesstaat Guerrero aktiv war.  

Keine der Aussagen der ersten fünf Beschuldigten, die im Verfahren 

1/2015 enthalten sind, deckt sich mit den Bewegungen, die an den Funkmasten, 

an denen die Telefone eingebucht waren, aufgezeichnet wurden. Es lässt sich 

hingegen feststellen, dass ihre Telefone zu den Kernzeiten an den Funkmasten 

der Haupttatorte wie in der Nähe der Straßen Juan N. Álvarez und Periférico 

Norte oder in der Nähe des „Loma de Coyote“ eingebucht waren. Die 

Widersprüche zwischen den Informationen zu den Telefongesprächen dieser 

Personen und deren Aussagen wurden im Rahmen der Ermittlungen nicht 

untersucht. 

Es wurde auch nicht untersucht, warum sie sich zu den Kernzeiten in der 

Nähe der Tatorte oder in der Nähe der für die Untersuchung relevanten Orte 

aufhielten und in welcher Form sie an den Ereignissen beteiligt waren.  

Die Analyse der Telefonverbindungen von Jonathan Osorio Cortez, einem 

der Beschuldigten, der in seiner Aussage angab, dass er an der Mülldeponie 

gewesen sei, zeigt, dass sich die in seiner Aussage genannten Telefone nicht mit 

den Orten deckten, an denen er sich aufgehalten haben will, insbesondere nicht 

mit der Mülldeponie Cocula.  

 

Analyse der Telefonverbindungen der verschwundenen 

Studenten  

Die Analyse der Telefonverbindungen von einigen der Studenten, auf die der 

Übergriff in der Nacht vom 26. zum 27. September 2014 stattfand, hat Folgendes 

ergeben:  
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1. Einer der Studenten, Jorge Aníbal de la Cruz Mendoza, war um 01:16 Uhr 

morgens noch am Leben, da er von seinem Telefon aus eine private 

Nachricht an seine Mutter zum Aufladen der SIM-Karte geschickt hatte.  

 

 

SMS vom Handy des Studenten Jorge Aníbal de la Cruz Mendoza:  „Mama, kannst 

du mir die Karte aufladen. Es ist dringend.“  

2. Die Nummer eines anderen Studenten, José Eduardo Bartolo Tlatempa, 

bewegte sich zwischen dem Justizpalast und dem „Kojotenhügel“ und buchte 

sich später am Funkmast von Cocula ein. Die für den „Kojotenhügel“ und 

Cocula angegebene Uhrzeit ähnelt der Uhrzeit, zu der der Polizeichef von 

Cocula, César Nava, dort eingebucht war. Das könnte bedeuten, dass José 

Eduardo Bartolo Tlatempa entweder um 23:57 Uhr an den Ort gebracht 

wurde oder dass sein Telefon von der Polizei von Cocula beschlagnahmt 

worden war.  

3. Ein weiteres Telefon, das von Magdaleno Rubén Lauro Villegas genutzt 

wurde, buchte sich zwei Stunden nach der Festnahme der Studenten (am 27. 

September, 00:33 Uhr) dort ein, wo er nach seiner Festnahme am Justizpalast 

festgehalten worden war. Vermutlich wurde das Telefon von einem der 

Polizeiangehörigen, die ihn festgenommen hatten, beschlagnahmt oder er 

wurde in der unmittelbaren Umgebung des Tatorts festgehalten.  

4. Das Telefon von Carlos Iván Ramírez Villareal buchte sich am 27. September 

2014 um 19:17 Uhr, nur wenige Minuten nach dem Versand einer SMS von 

einem Telefon mit anderer IMEI, am Funkmast Villa de Guadalupe ein. Diese 

Information deutet darauf hin, dass dieses Telefon noch 21 Stunden nach der 

Festnahme aktiv gewesen sein muss und dass es wahrscheinlich von einem 

der Täter benutzt wurde.  

5. Das Telefon von Julio César López Patolzin buchte sich um 23:56 Uhr in der 

Nähe des Funkmastes Benito Juárez im Stadtzentrum von Iguala in der Nähe 

des Polizeipräsidiums ein. Am 30. September 2014 war es drei Tage nach der 

Festnahme noch aktiv  

6. Das Telefon von Jorge Antonio Tizapa Legideño buchte sich schließlich an den 

Tagen danach, am 4. Oktober, am Funkmast Antena Margaritas, der als Ort 

der Festnahme ermittelt wurde, ein. Das wäre wie in anderen Fällen ein 

Hinweis darauf, dass die Verbindung weiter aktiv war und dass das Telefon 



M
vB

 A
g

e
n

d
a #

9
 

 GIEI | Bericht zum Fall Ayotzinapa  II                              39 

  

MvB Agenda # 9 | September, 2016 

sich möglicherweise im Besitz eines der Täter befand, da eine Änderung der 

IMEI festgestellt wurde.  

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2. Prüfung der Hypothese vom Bus Nr. 5  

Die Prüfung der Hypothese vom Bus Nr. 5 wurde von der GIEI bereits zu Beginn 

ihrer Ermittlungen angeregt. Das internationale Rechtshilfeersuchen im 

Zusammenhang mit dem Fall Chicago und anderen vorangegangenen Fällen des 

Handels mit Betäubungsmitteln mithilfe von Reisebussen in den USA steht noch 

am Anfang, da sich das rechtskräftige Einreichen eines internationalen 

Rechtshilfeersuchens nach dem Beginn des zweiten Mandats im November 2015 

um sieben Monate verzögert hat.  

Andererseits ist die GIEI der Meinung, dass eine vollständige 

Identifizierung des Busses bislang nicht in angemessener Form erfolgt ist. Hierbei 

sind die Unterschiede zwischen dem von der Generalstaatsanwaltschaft (PGR) 

präsentierten Bus und dem auf der Videoaufnahme des Zentralen 

Omnibusbahnhofes gezeigten Bus zu berücksichtigen, auf die im Ayotzinapa-

Bericht vom 6. September 2015 veröffentlichten Gutachten hingewiesen wurde. 

Ein Vergleich der Unterschiede führte zu der Feststellung, dass es sich 

wahrscheinlich nicht um denselben Bus handelt. Noch gezieltere Studien zur 

Identifizierung müssten vor der Untersuchung eines Busses erfolgen, von dem 

man nicht weiß, ob es sich auch um den richtigen handelt.  

Die Version des Busfahrers, der in seiner Aussage angegeben hat, dass 

die Studenten direkt, nachdem er mit dem Bus den Busbahnhof verlassen hatte, 

ausgestiegen sind, ist in sich nicht stimmig und steht im Widerspruch zu den 

Aussagen der Studenten, den Hinweisen von C-4 sowie zu den Aussagen der 

Verantwortlichen und Mitarbeiter des Unternehmens, die in ihren Aussagen 

angaben, dass das genannte Schriftstück vom Busfahrer angefertigt wurde und 

dass er an jenem Tag im Unternehmen angerufen und während dieses Anrufs von 

den Ereignissen berichtet hat. Ebenso verhält es sich mit den schriftlichen 

Aufzeichnungen, die vom Busfahrer unterschrieben wurden. In diesen 

Aufzeichnungen wird die Version der Studenten bestätigt. Die schriftlichen 

Aufzeichnungen sind in der obenstehenden Abbildung festgehalten. Zum Schluss 

zeigt der graphologische Vergleich, dass es sich um die Unterschrift des Fahrers 

handelt, obwohl das Schriftgutachten der Generalstaatsanwaltschaft (PGR) 

aussagt, dass sich die Handschrift nicht mit der des Busfahrers deckt, während 

das Gutachten der föderale Polizei, das mit einem besseren Standard für die 

Die Benutzung der Telefone oder Telefonverbindungen nach der Festnahme 
der Studenten in den Morgenstunden des 27. September oder Tage danach 
steht im Widerspruch zu der in der offiziellen Version enthaltenen 
Information darüber, dass sämtliche Telefone in der Mülldeponie von Cocula 
vernichtet wurden. Obwohl es sich um eine wichtige Information für die 
Identifizierung der Täter und für die Aufklärung des Schicksals handelte, 
wurde nicht in der Frage ermittelt, wer sich mit diesen Telefonen eingeloggt 
hat und wo das Login erfolgt ist. Die Tatsache, dass in einem der Fälle 
wichtige Informationen unterschlagen wurden, muss untersucht werden. 
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Vergleichskriterien gefertigt wurde, zeigt, dass daraus nicht geschlossen werden 

kann, dass es sich nicht um die Handschrift des Busfahrers handelt.  

 

 

Handschriftliche Aussage des Busfahrers zu den Ereignissen während seines 

Dienstes. 

 

Die vom Bus in jener Nacht gefahrene Strecke steht laut der von der GIEI 

durchgeführten Überprüfung nicht im Einklang mit den für diesen Bereich 

üblichen Abfahrtszeiten. Das GPS zeigt trotz des eingeschränkten 

Informationsumfangs, dass der Bus den Busbahnhof verlassen hat, dass er 

angehalten und dass er seine Fahrt fortgesetzt hat und dass es eine Standzeit des 

Busses gab, die mit der Aussage des Busfahrers nicht vereinbar ist. Außerdem ist, 

wenn man die Aussage des Fahrers untersucht, unerklärlich, wie es zu einer 

Verspätung von einer Stunde kommen konnte, ohne von der Fahrstrecke 

abzuweichen, wenn er nicht bei den Jugendlichen blieb, wenn er nicht an der 

Brücke am Justizpalast angehalten hat und wenn es diese Ereignisse nicht 

gegeben hat. Die GIEI ist die Strecke abgefahren und hat dabei festgestellt, dass 

die Strecke durch einen Ort in der Nähe eines Flugplatzes verlief, was 

eingehender untersucht werden müsste.  
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Für die GIEI ist diese Hypothese weiterhin nicht umfassend genug 

geprüft worden. Bis auf die graphologischen Gutachten sind viele der Verfahren 

auf Initiative der GIEI durchgeführt worden. Die Untersuchungen der Fahrstrecke 

sowie die Prüfung weiterer Zeugenaussagen, die aufgenommen werden könnten, 

tragen neben der internationalen Rechtshilfe hoffentlich zu einer besseren 

Aufklärung bei. Ebenso ist zu untersuchen, ob Falschaussagen vorliegen oder ob 

es sich um den Versuch eines Prozessbetrugs handelt. Diese Situation hat sich 

gewandelt von einer Lücke in der Rekonstruktion der Ereignisse über einen Bus, 

der in den Akten des Verfahrens nicht vorkam, hin zur Bestätigung dessen 

Existenz und der Aufnahme dieser Geschichte in dem gesamten Vorgang zur 

Nacht vom 26. zum 27. September 2014 in Iguala. Die Studenten, die in diesem 

Bus saßen, haben überlebt, es fand kein Übergriff auf den Bus statt, und die 

Version des Busfahrers deckt sich nicht mit der Wirklichkeit. 

Die vorliegenden handschriftlichen Aufzeichnungen und die 

Zeugenaussagen der Mitarbeiter des Busunternehmens bestätigen die Version 

der Studenten. Das Eingreifen von zwei Streifenwagenbesatzungen der föderalen 

Polizei in den Fall deckt sich mit weiteren Zeugenaussagen der Studenten und mit 

der Aussage des anonymen Zeugen, der von der Nationalen 

Menschenrechtskommission (CNDH) benannt wurde und der angibt, dass sich am 

Justizpalast, ganz in der Nähe des Ortes, wo der Bus Nr. 5 angehalten wurde, 

Einheiten der föderalen Polizei befanden. Alle diese Umstände sind noch 

wichtigere Indizien für eine gründliche Prüfung dieser Fakten und dieser 

Hypothese.  

 

3.3. Die Hypothese von der Mülldeponie Cocula  

In der offiziellen Version der Ereignisse, auch „historische Wahrheit“ genannt, 

erlangen zwei Orte in Bezug auf das Schicksal der Studenten Bedeutung: die 

Mülldeponie von Cocula und der Fluss San Juan. Beide Orte stehen bis heute mit 

der offiziellen Version im Zusammenhang, wonach die Studenten am 27. 

September 2014 ab 00:00 Uhr ermordet und verbrannt wurden, sodass eine 

Identifizierung der sterblichen Überreste nicht mehr möglich war, und dass die 

Überreste in den Fluss San Juan geworfen wurden, der 50 Autominuten von der 

Mülldeponie entfernt und bereits in der Nähe der Umgebung der Ortschaft 

Cocula liegt. 

Nach der Fertigstellung unseres Berichts am 6. September 2015 wies die 

GIEI darauf hin, dass es den Versuch gegeben hatte, zur Theorie der Mülldeponie 

zurückzukehren. Dabei wurde die Aufmerksamkeit von anderen zu ermittelnden 

und zu untersuchenden Punkten weggelenkt. Am Tag nach der Veröffentlichung 

unseres Berichts, bei der wir bekannt gemacht hatten, dass die GIEI der 

Überzeugung ist, dass die 43 Studenten nicht in der genannten Mülldeponie 

eingeäschert wurden, ließ die Generalbundesanwaltschaft (PGR) durch Tomas 

Zerón Folgendes erklären: „Wir sind sicher, dass es ein großes Feuer gab und dass 

dort eine recht große Gruppe von Menschen verbrannt wurde. Es kann zwar nicht 

bestätigt werden, dass es sich um alle 43 Studenten handelte, es handelte sich 

jedoch um eine recht große Anzahl von Studenten.“ Damit tauchte also eine neue 

Version auf, wonach es nicht die 43 Studenten waren, sondern lediglich eine 
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beträchtliche Anzahl von ihnen, die in der Mülldeponie von Cocula eingeäschert 

worden seien. 

Bis zu diesem Tag hat keiner der Festgenommenen von einer kleinen 

Anzahl von Studenten gesprochen, die zur Mülldeponie gebracht und dort 

eingeäschert wurden. Am 17. September 2015, 10 Tage nach der Aussage von 

Tomás Zerón, wurde einer der am meisten gesuchten Verdächtigen 

festgenommen: Sein Alias-Name lautet Cabo Gil. Der genannte Beschuldigte 

Gildardo López Astudillo gab in seiner ersten Aussage, die er um 6:30 Uhr in 

Anwesenheit eines Mitgliedes der GIEI und eines Rechtsanwalts der Angehörigen 

tätigte, keinerlei Beteiligung an der Gruppe mit dem Namen „Guerreros Unidos“ 

an. In seiner zweiten Aussage, die er ebenfalls am 17. September 2015, um 21:30 

Uhr, allerdings ohne Anwesenheit der GIEI und ohne den Anwalt der Angehörigen 

der 43 verschwundenen Studenten machte, gab er an, dass er der genannten 

kriminellen Vereinigung angehört und dass die Studenten getrennt wurden. Ein 

Teil von ihnen wurde zum Kojotenhügel gebracht und die anderen wurden auf 

eine Ranch gebracht, um dort „gegrillt zu werden“. Gildardo López Astudillo 

gehört zu den Festgenommenen, deren medizinische Gutachten von der GIEI 

analysiert wurden. Diese medizinischen Gutachten enthalten Hinweise darauf, 

dass er gefoltert worden ist.  

 

Die vierte Studie zum Feuer 

Ein Teil der Vereinbarung, die für die zweite Periode des Mandats der GIEI in 

Washington unterzeichnet wurde, war, dass die Generalbundesanwaltschaft 

(PGR) auf die Durchführung einer neuen Studie zur Dynamik des Feuers in Cocula 

bestand. Obwohl der GIEI deren Beweggründe nicht klar waren, stimmte sie hier 

einer Zusammenarbeit mit der Generalbundesanwaltschaft (PGR) zu, um höchste 

wissenschaftliche Standards bei den Untersuchungen und die Glaubwürdigkeit 

der Ergebnisse sicherzustellen. Schließlich wählte die Generalbundesanwaltschaft 

(PGR) drei Experten aus und die GIEI schlug drei weitere Experten für die 

Zusammensetzung dieses Gremiums vor.  

Die Kriterien hierfür wurden in einer gegenseitigen Vereinbarung 

zwischen der Generalbundesanwaltschaft (PGR) und der GIEI bestimmt. Dabei 

wurde festgelegt, dass durch die Studie verschiedene Fragen beantwortet werden 

sollten, dass die Antworten konsensual getroffen werden sollten und dass im 

Falle fehlender Einigkeit bei bestimmten Punkten auch abweichende Stimmen 

berücksichtigt werden sollten.  

Nachdem die Kommission der Brandspezialisten gegründet worden war, 

wurde im Februar vorab die Dokumentation übersandt. Der Besuch in Mexiko 

fand am 7. und 8. März statt. Als Termin für die Übergabe des endgültigen 

Berichts wurde der 30. März festgelegt. Den Spezialisten wurde während ihrer 

Tätigkeit das Thema durch die Generalbundesanwaltschaft (PGR) vorgelegt. Die 

Situation wurde so beschrieben, dass es sich um ein „kontrolliertes Feuer“ 

gehandelt habe und mindestens 17 Körper verbrannt worden seien, weil in der 

Mülldeponie die sterblichen Überreste von 17 Personen gefunden worden seien. 



M
vB

 A
g

e
n

d
a #

9
 

 GIEI | Bericht zum Fall Ayotzinapa  II                              43 

  

MvB Agenda # 9 | September, 2016 

Diese Schlussfolgerungen waren allerdings in keinem der von der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) erstatteten Gutachten zu finden gewesen.10 In 

keiner der Schlussfolgerungen in dem genannten Bericht ist von einem 

kontrollierten Feuer die Rede. Die Generalbundesanwaltschaft (PGR) hat das 

Vorhandensein von 17 verbrannten Leichen festgestellt (was von der GIEI auch 

nicht in Zweifel gezogen wird). Keine der Leichen wies jedoch genetische 

Übereinstimmungen mit einem der 43 verschwundenen Studenten auf. Die Zahl 

derer, die in dieser Region verschwunden sind, ist sehr groß, weshalb niemand 

mit Gewissheit sagen kann, wem die betreffenden Überreste zuzuordnen sind.  

Das vorliegende Gutachten und die Ausführungen der Brandexperten der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) gegenüber dem Gremium enthalten 

Informationen, die in ihren Gutachten nicht enthalten sind. In ihrem eigenen 

Gutachten wird hervorgehoben, „dass die Temperatur bis zu 1.600 Grad betrug, 

was dazu führte, dass sich das Feuer strahlenförmig ausbreitete“. Für die 

Untersuchung des Schadens an der Vegetation wurden lediglich drei 

Pflanzenproben genommen. Dabei wurde festgestellt, dass die Pflanzen jünger als 

40 Tage waren, obwohl die Auskeimungsphase nicht mitgezählt wurde. Dennoch 

zeigte der Nachweis von Vegetation in der Umgebung und direkt an dem Ort, wo 

die Verbrennung stattfand, sowohl durch Dr. Torero als auch in einem 

nachträglichen Gutachten des Argentinischen Teams von Gerichtsanthropologen 

(EAAF), dass der Schaden, der an der umliegenden Vegetation hätte entstehen 

müssen, nicht vorlag und dass die Pflanzen, die zwischen 3 Monaten und 2 Jahren 

alt waren und sich in dem Bereich der Verbrennung befanden, lediglich kleine 

Hitzemale aufwiesen, was widerlegt, dass dieser massive Brand einen Monat vor 

dem Aufsuchen der Mülldeponie stattgefunden haben kann.  

Die Brandgutachter hatten bis zum 31. März Zeit, die vorgegebenen 

Fragestellungen zu beantworten. Hierzu gehörten:  

a) „Die Feststellung des Vorhandenseins oder des Fehlens von 

Brandereignissen auf der Mülldeponie von Cocula und die Bewertung 

der möglichen Eigenschaften.  

b) Die Untersuchung, ob die Verbrennung von 43 menschlichen Körpern 

(oder einer anderen Anzahl) unter den in den Aussagen der 

Beschuldigten während der Voruntersuchung genannten Bedingungen 

                                                 

10 In den ersten beiden Schlussfolgerungen des kriminalistischen Gutachtens zur 
Mülldeponie Cocula auf Grundlage der Besichtigung vom 27. Oktober bis 6. 
November 2014 (Blatt 78632, am 7. November 2014, Blatt AP 818/2014) heißt 
es: „Erstens: Bei der Besichtigung vor Ort wurden Teile verbrannter Knochen 
festgestellt, die der Anatomie des Menschen zugeordnet werden können: Die 
Bewertung dieses Ortes lässt aufgrund seiner geografischen Lage, der 
Bodenbedingungen und aufgrund seiner Entfernung zu den städtischen 
Gebieten die Feststellung zu, dass es sich hier um einen Ort handelt, der für 
Handlungen geeignet ist, die darauf gerichtet sind, Menschen das Leben zu 
nehmen und sie später zu verbrennen. Zweitens: Im Rahmen der direkten 
Untersuchung der Konzentrationen außerhalb des gültigen Rasters wurden 
Reste von menschlichen Knochen gefunden, was die Feststellung zulässt, dass 
an diesem Ort regelmäßig Handlungen stattfanden, die auf eine Verbrennung 
von Menschen gerichtet waren.“ 
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für ein Großfeuer mit Scheiterhaufen mit den verwendeten Brennstoffen 

und unter den genannten Umweltbedingungen innerhalb des 

angegebenen Zeitraumes (16 Stunden) in den Morgenstunden und zur 

Tageszeit des 27. September 2014 stattfinden konnte, unter 

Berücksichtigung des Grades des Abbaus der Knochenreste und des nicht 

biologischen Materials, die sich an dem Ort befanden.  

Bestimmung, welche Mengen an Brennstoff, welcher Zeitrahmen und 

welche Umstände für die Aktion erforderlich gewesen wären im Rahmen 

einer solchermaßen beschriebenen Verbrennung, bzw. Formulierung 

möglicher Hypothesen zur einer Verbrennung, die mit dem Zustand der 

Knochenreste und mit anderen Einwirkungsumständen vereinbar sind.“  

Nach der Übergabe der Studie, die drei Seiten mit wesentlichem Inhalt enthält, 

hätte es eigentlich einen Zeitraum zur Analyse und für die Mitteilung der 

Untersuchungsergebnisse an die Angehörigen geben müssen, und ggf. später eine 

öffentliche Verbreitung der Ergebnisse. Dies hätte konsensual zwischen den 

Parteien – der Generalbundesanwaltschaft (PGR) und der GIEI – geschehen 

müssen, und zwar gemäß den vereinbarten Rahmenbedingungen, die das 

Gutachten überhaupt erst ermöglicht hatten. Dennoch wurde von der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) einseitig und ohne Wissen der GIEI am Tag der 

Übergabe des genannten Berichts eine Pressekonferenz zur Bekanntgabe der 

Ergebnisse einberufen, obwohl dieses Handeln gegen den guten Glauben und 

gegen die mit der GIEI getroffenen Vereinbarungen verstieß. An der genannten 

Pressekonferenz, bei der keine Fragen zugelassen waren, nahm der Experte, der 

nach Mexiko angereist war, um dieses Papier persönlich auszuhändigen, über die 

Köpfe der GIEI hinweg teil. Das alles stellt eine Verletzung der für das Gutachten 

vereinbarten Grundregeln sowie einen Verstoß gegen Punkt 10 der in 

Washington D.C. vom mexikanischen Staat unterzeichneten Vereinbarung dar, 

wonach die Angehörigen im Voraus in Kenntnis zu setzen waren. Daher stellt das 

auch einen Bruch des Vertrauens für die weitere Zusammenarbeit mit der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) im Fall der Mülldeponie dar.  

Des Weiteren entspricht der nachstehende Inhalt des Papiers weder 

grundlegendsten wissenschaftlichen Standards – handelt es sich doch um ein 

Vorgutachten –, noch enthält es auch nur ein konkretes Element der Bewertung 

des Falles aus einem wissenschaftlichem Blickwinkel. Es enthält weder 

Berechnungen noch Analysen, es vergleicht auch keine Daten mit den 

Hypothesen, sondern enthält nur eine Reihe allgemein gehaltener 

Einschätzungen. Im Endeffekt hat das Vorgehen nur zu einer noch größeren 

Verwirrung beigetragen, es versetzte den Angehörigen einen noch größeren 

Schock und stellte einen Bruch der Grundregeln durch die 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) dar.  

Nachstehend werden einige der wesentlichen Teile des von den 

Brandspezialisten übergebenen Papiers genannt:  

1. In der Schlucht gibt es einen erkennbaren, physischen Beweis dafür, 

dass es zumindest mehrere (bis zu fünf) Brände in der Schlucht 

gegeben hat. Das wurde durch die Brandmarken, die am Boden 

festgestellt wurden, offensichtlich. Einer der verbrannten Bereiche 
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war physisch erheblich größer als die übrigen und enthielt die größte 

Menge an Brandrückständen, Reste von menschlichen Körpern und 

andere physische Beweise. Diese sind mit bloßem Auge erkennbar 

und man kann nicht daraus schließen, dass das auf ein Ereignis vom 

27. September 2014 zurückzuführen ist. Außerdem legte das 

Argentinische Team von Gerichtsanthropologen (EAAF) Beweise in 

Form von Satellitenbildern vor, die Brände im entsprechenden 

Bereich der Mülldeponie zwischen 2010 und 2012 zeigen.  

2. Die Schlucht von Cocula wurde als Ort identifiziert, an dem von den 

angeklagten Mitgliedern eines örtlichen Kartells menschliche Körper 

verbrannt wurden. Die Generalbundesanwaltschaft (PGR) und das 

Argentinische Team von Gerichtsanthropologen (EAAF) haben den 

Ort untersucht, nachdem [unterstrichen im Original] er von den 

Angeklagten benannt wurde. Allerdings kam man auf die 

Mülldeponie nicht durch diese, sondern aufgrund zweier anonymer 

Anrufe, in denen angegeben worden war, dass die sterblichen 

Überreste der Studenten dort abgeladen oder an jenem Ort 

vergraben worden seien.  

3. Die Version von dem Feuer entstand erst später aufgrund von 

Aussagen der Beschuldigten am 28.  

4. Es heißt außerdem: „Die Tatsache, dass in der Schlucht von Cocula 

Knochen gefunden wurden, bestätigt, dass die Aussagen der 

Wahrheit entsprechen“, dass die Aussagen zueinander kohärent 

seien und dass es keine Hinweise darauf gebe, dass sie erzwungen 

worden seien. Allerdings zeigt die von der GIEI unter Verwendung 

der medizinischen Gutachten der Generalbundesanwaltschaft (PGR) 

durchgeführte Studie, dass es bei den fünf Beschuldigten, auf deren 

Aussagen die Hypothese von der Mülldeponie aufbaut, schlüssige 

Hinweise darauf gibt, dass sie gefoltert wurden.  

5. Abschließend weisen die allgemeinen Schlussfolgerungen darauf hin, 

dass nicht festzustellen sei, ob ein solches Feuer für die 

Verbrennung von 43 Menschen unter den genannten zeitlichen 

Bedingungen und unter den Bedingungen des verwendeten 

Brennstoffs möglich war oder nicht, sondern „dass jedwede 

Hypothese, die aufgrund der Aussagen entwickelt wurde, nur im 

Rahmen eines großflächigen Feldversuchs bestätigt oder verworfen 

werden kann. Die unbekannten Faktoren sind die Bedingungen, die 

für eine vollständige Zerstörung von 43 menschlichen Körpern 

innerhalb von 16 Stunden erforderlich sind“. 

In den Empfehlungen zur Durchführung weiterer Versuche wird dann auf eben 

jene Fragestellungen verwiesen, auf die das Expertengremium eigentlich eine 

Antwort liefern sollte: a) Bestimmung der für die Verbrennung eines 

menschlichen Körpers erforderlichen Energiemenge sowie des dabei generierten 

Ausstoßes (hierzu existiert keinerlei Literatur); b) Bestimmung der für die 

Entfachung eines Feuers für die Verbrennung eines menschlichen Körpers 

erforderlichen Menge von Holz aus Cocula; c) Bestimmung der Menge weiterer 
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hinzugefügter Materialien wie Reifen und Plastikstoffe; d) Ermittlung der 

Branddynamiken bei der Verbrennung mehrerer menschlicher Körper auf einem 

einzigen Scheiterhaufen.“ 

Wie zu ersehen ist, gibt es keinerlei Überlegungen, denen man 

zustimmen oder die man ablehnen könnte, sondern lediglich Behauptungen ohne 

versuchsbasierte oder wissenschaftliche Belege, die in Frage gestellt werden 

könnten. Die von der GIEI vorgelegten und durch die Studie der EAAF bestätigten 

Beweise zeigen, dass diese Aktion am 27. September in der Mülldeponie von 

Cocula unter den genannten Bedingungen im genannten Zeitraum nicht 

stattgefunden hat. Folgende Aspekte sind dabei von Bedeutung:  

1. Die Tatsache, dass sich unter den gefundenen sterblichen 

Überresten eine Zahnprothese befand, die keinem der Studenten 

zugeordnet werden konnte, und dass bis heute kein einziger der 

sterblichen Überreste aus der Mülldeponie Cocula identifiziert 

werden konnte, fand keine Berücksichtigung.11 Bereits die am 8. 

April 2015 vom Institut Innsbruck erhaltenen Analysen weisen 

darauf hin, dass die Haarproben, die am Planquadrat E-12 

entnommen wurden, zu keinem der 43 verschwundenen Studenten 

gehören. 

2. Als wichtige Säule der Beweiskraft ihrer Erklärungen dient die 

ballistische Untersuchung. Unberücksichtigt bleibt dabei, dass die 

Patronenhülsen aufgrund dessen, dass sie offenbar über 

unterschiedliche Zeitspannen hinweg dem Wetter ausgesetzt waren, 

einen unterschiedlichen Grad an Oxidation aufweisen. Ebenfalls 

unberücksichtigt bleibt die Erkenntnis, dass die Munition laut EAAF 

mehr als 39 Schusswaffen entstammt, wovon der größte Teil 

Langwaffen und keine Kurzwaffen sind, wie sie von den Angeklagten 

laut ihren eigenen Angaben benutzt wurden. Zwei Wochen nach 

Beendigung der Bewachungsmaßnahmen gab die 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) bekannt, dass sie in Abwesenheit 

der EAAF in einem Bereich, der in den vorangegangenen Wochen 

von vielen Personen passiert worden war, 42 Patronenhülsen in 

einem Stein gefunden habe. Diesen Tatbestand gilt es noch zu 

untersuchen.  

3. Die an den Steinen festgestellten Risse treten laut einer Studie der 

Nationalen Autonomen Universität von Mexiko (UNAM) bei einer 

Temperatur von 200 und 400 Grad auf. Diese Berechnungen decken 

                                                 

11 Die einzigen sterblichen Überreste des Studenten, der als Alexander Mora 
identifiziert werden konnte, stammen nicht aus der Mülldeponie, sondern aus 
dem Fluss San Juan. Eine einzige Identifizierung, die von der 
Generalbundesanwaltschaft (PGR) trotz des unzureichenden Grades einer 
positiven Identifizierung veröffentlicht wurde, rührt von einem anderen 
Beweis her, der im Fluss San Juan erhoben wurde. Zu erwähnen ist, dass die 
genannte Tasche ohne die Anwesenheit der EAAF geborgen wurde, obwohl 
die Anwesenheit sowohl der Generalbundesanwaltschaft (PGR) als auch der 
EAAF bei allen Ermittlungsverfahren vereinbart wurde. 
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sich mit den von Dr. Torero durchgeführten Tests, die den Einfluss 

kleinerer Feuer und nicht eines großen Feuers nachweisen. 

4. Die benachbarte Vegetation weist nicht die signifikanten Schäden 

auf, die bei einer Verbrennung von 43 menschlichen Körpern hätten 

entstehen müssen. Andererseits gab es in dem Brandbereich auch 

verschiedene Sträucher und Pflanzen, die keinerlei signifikante 

Hitzespuren aufwiesen. Ein Strauch, der sich in dem Bereich mit den 

meisten sterblichen Überresten befand, existierte bereits vor dem 

27. September 2014. Es wurde beobachtet, dass er am 27. Oktober 

2014 beim Eintreffen der Sachverständigen der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) und der EAAF gefällt wurde und 

dass er nur minimalen Schaden durch Hitzeeinwirkung aufwies.  

 

 

Links: Mülldeponie Cocula, Bundesstaat Guerrero Rechts: Verkohlungen an 

einem Baumstumpf 

 

5. Bericht des Zentrums für Atmosphärische Wissenschaften (Centro de Ciencias 

de la Atmósfera) der Nationalen Autonomen Universität von Mexiko (UNAM), 

Vorgang Nr. CCA/DIR/362/2015, vom 30. September 2015. In diesem Bericht 

heißt es: “Die mithilfe eines Satelliten geschätzte Niederschlagstätigkeit 

(Niederschlagsmenge in einem Zeitraum von 3 Stunden) zeigt, dass es am 26. 

zwischen 01:00 Uhr und 07:00 Uhr Ortszeit und am 27. zwischen 01:00 Uhr 

und 04:00 Uhr Niederschläge gab. In einem Bericht des Zivilschutzes 

(Protección Civil) des Bundesstaates Guerrero wird angegeben, dass es in 

jener Nacht in Cocula geregnet hat.  

6. Eine weitere Einschätzung der GIEI wird durch den genannten Bericht des 

Zentrums für Atmosphärische Wissenschaften (Centro de Ciencias de la 
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Atmósfera), Vorgang Nr. CCA/DIR/362/2015, ebenfalls untermauert. In Punkt 

5 der Schlussfolgerung heißt es: „Die Ergebnisse der Überwachung von 

Bränden auf der Grundlage von Satelliteninformationen durch die Staatliche 

Ozean- und Atmosphärenbehörde (NOAA) der USA und der Staatlichen 

Kommission für die Erforschung und die Nutzung der biologischen Vielfalt 

(CONABIO), zeigen lediglich einen Punkt im Bundesstaat Guerrero, wo es am 

27. September 2014 ein Feuer gab, das jedoch nicht der Ortschaft Cocula, 

Gro., zuzuordnen ist.“ Das heißt, dass mithilfe der Satelliten zwar ein Feuer im 

Bundesstaat Guerrero beobachtet wurde, jedoch nicht in Cocula.  

7. Eine ähnliche Version gibt auch der Bericht der Regierung des Bundesstaates 

Guerrero wieder: Maßnahmen der Regierung des Bundesstaates Guerrero vor 

den Ereignissen des 26. und 27. September 2014 in der Gemeinde Iguala de la 

Independencia. Auf Seite 11, Punkt K) der am 27. September durchgeführten 

Maßnahmen heißt es: „Das Ministerium für öffentliche Sicherheit und 

Zivilschutz des Bundesstaates Guerrero führte über dem Bereich Flüge mit 

einem Helikopter UH-1H, Kennzeichen XC-LLK, zum Zwecke der Suche der 

Jugendlichen durch. Diese Maßnahmen wurden mit Angehörigen der 

Budesstaatliche polizei von Guerrero am Boden koordiniert.“12  

8. Die GIEI konnte zwei Zeugen befragen, die sich am darauffolgenden Tag an 

dem Ort aufhielten und weder ein Feuer noch andere Dinge bemerkten, die in 

der Version von der Mülldeponie geschildert wurden.  

Diese Fülle an Indizien ist es, die die Behauptung der GIEI untermauert, dass die 

43 verschwundenen Studenten am 27. September 2014 nicht in der Mülldeponie 

von Cocula eingeäschert wurden.  

 

3.4. Der Tatort am Fluss San Juan  

In der offiziellen Version heißt es, dass Taucher der mexikanischen Marine, die 

den Bereich untersuchten, am 29. Oktober im Fluss San Juan eine Tasche 

gefunden hatten. In der Tasche hätten sich verkohlte und verbrannte 

Knochenreste befunden, von denen einer sich in einem guten Zustand befand 

und der schließlich Alexander Mora, einem der verschwundenen Studenten, 

zugeordnet werden konnte. Dieser Fund würde die vorgenannte offizielle Version 

bestätigen.  

Jedoch konnte durch die GIEI festgestellt werden, dass der Ort, an dem 

die Tasche am 29. Oktober gefunden wurde, bereits am Tag zuvor untersucht 

worden war, ohne dass dieses Vorgehen in irgendeiner Weise Eingang in die Akte 

gefunden hätte. Zu den Maßnahmen, die ohne rechtliche Grundlage durchgeführt 

wurden, gehörten: A) die Zuführung eines der Festgenommenen, Agustín García 

Reyes, durch den Leiter der Behörde für kriminalistische Untersuchungen (AIC), 

Tomás Zerón, zum Tatort. Dabei handelt es sich genau um jenen Ort, an dem die 

                                                 

12 Berichtskarte Nr. 04522 des Ministeriums für öffentliche Sicherheit und 
Zivilschutz vom 29. September und Tagebuch zu den Flügen vom 27. 
September. 
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Tasche am darauffolgenden Tag gefunden wurde. B) Maßnahmen der 

kriminaltechnischen Sachverständigen, Video- und Bildaufnahmen sowie anderer 

Maßnahmen der Generalbundesanwaltschaft (PGR). Das Vorgehen der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) wurde in der Akte nicht vermerkt. C) 

Erhebung, Ausschluss und Analyse von Beweisen ohne jeden amtlichen Vermerk.  

Die von der GIEI vorgelegten Beweise basieren auf der Prüfung von 

umfangreichem Foto- und Filmmaterial von der Mülldeponie und vom Fluss San 

Juan, das von mehreren Journalisten und Bildreportern zur Verfügung gestellt 

wurde, die an den genannten Tagen gemeinsam mit der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) vor Ort waren. Die GIEI erhielt Foto- und 

Videoaufnahmen von den ersten Ermittlungstagen, vom Zeitraum des 27., 28. 

und 29. Oktober 2014. Auch die gesamte Foto- und Videodokumentation von 

Cocula und vom Fluss San Juan, die im Bericht Nr. 001/2015 der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) vorlag, wurde geprüft. Aus der Analyse des 

Bildmaterials geht hervor, dass, während die Generalbundesanwaltschaft (PGR), 

die EAAF und der größte Teil der Journalisten, denen der Zutritt zum Tatort 

gewährt wurde, ihrer Ermittlungstätigkeit an der Mülldeponie nachgingen, einer 

der Beschuldigten an einen bestimmten Ort in dem Bereich gebracht wurde, wo 

am darauffolgenden Tag die Tasche gefunden wurde. Der Beschuldigte wurde von 

einer zivilgekleideten Eskorte und vom Leiter der Behörde für kriminalistische 

Untersuchungen (AIC) an den Ort gebracht, wo nur wenige Sicherheitskräfte 

waren, weil diese zu jenem Zeitpunkt gerade abgezogen worden waren.  

 

 

Bildaufnahme: Der Beschuldigte Agustín García Reyes mit dem Leiter der Behörde 

für kriminalistische Untersuchungen (AIC) am 28.10.2014,17:40 Uhr 

 

Der Festgenommene Agustín García Reyes hatte laut dem zweiten medizinischen 

Gutachten, das 11 Stunden bevor er an den genannten Ort gebracht wurde, 

erstellt wurde, 30 äußere Verletzungen, Hämatome, Blutergüsse und 

Schürfwunden, obwohl die Festnahme friedlich verlief und ein erstes 

medizinisches Gutachten, das von der Marine mehrere Stunden vor diesem 

Gutachten erstellt wurde, lediglich eine einzige Verletzung ausgewiesen hatte.  

Nach dem Aufenthalt an jenem Ort zogen sich Agustín García Reyes, alias 

El Chereje sowie die Angehörigen der Generalbundeswaltschaft (PGR) und der 
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Behörde für kriminalistische Untersuchungen (AIC) zurück. Eine Streife versperrte 

den Weg. Ein Kriminaltechniker vom Sachverständigenstab in einem weißen 

Overall nahm eine Probe aus dem Flussbett oder vom Ufer, ein Stück Knochen, 

bei dem schwer zu bestimmen ist, ob es sich um Tier- oder Menschenknochen 

handelt. Kurz darauf verließ die EAAF die Mülldeponie und erreichte den 

versperrten Weg. Die Vertreter stiegen daraufhin aus dem Fahrzeug aus und 

warteten darauf, passieren zu können, um in ihr Hotel zurückzukehren. 

Währenddessen stieg der Kriminaltechniker der Generalbundeswaltschaft (PGR) 

erneut in das Flussbett hinab – vermutlich, um neue Proben zu nehmen. Die EAAF 

erhielt von den Vorgängen keinerlei Kenntnis, obwohl sie als Sachverständige für 

die Opfer tätig ist. Ein Angehöriger der Generalbundeswaltschaft (PGR) warf der 

EAAF vor, dass „sie kaum gearbeitet und die Mülldeponie viel zu früh verlassen 

hätten“.  

Die Aufzeichnung folgender Maßnahmen fehlt in der Akte völlig:  

a) Die Zuführung des Beschuldigten unter Bewachung zum Ort sowie 

Ziele und Umstände der Zuführung in Anwesenheit des Leiters der 

Behörde für kriminalistische Untersuchungen (AIC) vor Ort fanden 

trotz Veröffentlichung einer entsprechenden Nachricht in der 

lokalen Tageszeitung keinen Eingang in die Akte. 

b) Die Akte enthält kein Dokument, in dem die rechtlichen 

Bedingungen, die Aufzeichnung der Bewachung usw. für die 

genannte Verbringung am 28. vermerkt sind. 

c) Die Aufnahme bzw. der Ausschluss von Beweismaterial aus dem 

Flussbett durch den gerichtsmedizinischen Sachverständigen und 

stellvertretenden Leiter des Sachverständigendienstes (subdirector 

de servicios periciales) wurden nicht vermerkt. Es wurden weder 

Fotos gemacht noch befindet sich eine Analyse der erhobenen 

Beweise in dem Bericht. 

d) In der Akte fehlt ein Hinweis auf die Untersuchung des Flussbetts am 

28. durch den Sachverständigendienst (servicios periciales) und 

durch die Generalbundeswaltschaft (PGR). 

e) Die Foto- und Videoaufzeichnungen, die in dem Bildmaterial zu 

sehen sind, wurden von Angehörigen der Generalbundeswaltschaft 

(PGR) gemacht. In der Akte sind sie jedoch nicht vermerkt.  

Alle diese Ereignisse fanden am 28. zwischen 14:00 Uhr und 18:00 Uhr statt. Am 

darauffolgenden Tag um 9:00 Uhr fand ein Marinetaucher an demselben Ort, 

d. h. genau an denselben Koordinaten, wo der Beschuldigte und Zeuge sich am 

Vortag aufhielt, die Tasche mit den Knochenresten. 

In der Akte wurde formell vermerkt, dass Agustín García Reyes und 

Jonathan Osorio Cortés am 27. Oktober 2014 festgenommen wurden und dass sie 

am Morgen des 28. Oktober 2014 ausgesagt haben. Die Verbringung der 

Beschuldigten Agustín García Reyes und Jonathan Osorio Cortes an den Fluss San 

Juan und zur städtischen Mülldeponie, beide in der Gemeinde Cocula gelegen, 

zum Zwecke der Rekonstruktion des Tathergangs erfolgte am 29. Oktober 2014. 



M
vB

 A
g

e
n

d
a #

9
 

 GIEI | Bericht zum Fall Ayotzinapa  II                              51 

  

MvB Agenda # 9 | September, 2016 

Eine Rechtfertigung ihrer Anwesenheit am Tatort am 28. Oktober 2014 ist 

rechtlich nicht möglich. 

 

 

Bildaufnahme: Fund und Bergung von Knochenproben am 28.10.2014, 18:04 Uhr 

 

STELLUNGNAHME ZUR SUCHE UND AUFNAHME VON BEWEISEN IM FLUSS 

SAN JUAN IM ORT PUENTE RÍO SAN JUAN IN DER GEMEINDE COCULA, 

BUNDESSTAAT GUERRERO 

29.10.2014, 08:00 Uhr. Blatt 34 AP. PGR/SEIDO/UEIDMS/871/2014 

Angehörige der Marine, darunter eine Tauchereinheit, nahmen die Suche nach 

Beweisen am Fluss San Juan auf. In der Folge haben sie 45 Minuten, nachdem die 

Taucher der mexikanischen Marine die Suche aufgenommen hatten am 

Nebenfluss 3,5 Meter – wie vom Unterzeichnenden und den Sachverständigen in 

3,0 Meter Entfernung zu erkennen – unterhalb eines Baumes, dessen Wurzeln in 

den Fluss ragten, eine Tasche aus synthetischem Material, Farbe schwarz, 

gefunden und aus dem Fluss geborgen und als Beweisstück/Tasche EINS 

gekennzeichnet. Die Tasche war zur einen Seite hin offen und darin befanden sich 

ein feuchter, kegelförmiger Gegenstand mit erdartigem Material, Farbe 

dunkelbraun und schwarz […] Das war ca. um 08:54 Uhr […] 

 

Auf einer offiziellen Bildaufnahme der Generalbundeswaltschaft (PGR) vom 29. 

waren zwei Taschen, eine schwarz und eine weiß, zu sehen, die sich am Flussufer 

befanden, wohin der Beschuldigte verbracht worden war. Jedoch zeigt eine der 

Bildaufnahmen die beiden Taschen mit einem Etikett, das auf den 28. September 

2014 datiert ist und zum Vorgang AP 818 gehört. Trotzdem wird in dem offiziellen 

Protokoll vom 29., dem Tag, an dem die Tasche gefunden wurde, darauf 

verwiesen, dass dieses Ereignis am 29. um 08:54 Uhr morgens stattfand, was dem 

Vorgang AP/871 beigefügt wurde. Neben diesen Inkohärenzen zeigen Aufnahmen 

von Bildreportern zwei Taschen mit identischen Eigenschaften, davon eine 

schwarz, mit verkohlten sterblichen Überresten als Inhalt und eine weiß, deren 

Inhalt nicht zu sehen ist, die sich am 28. um 15:32 Uhr am Fluss San Juan 

befanden.  
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Taschen an der Brücke des Flusses San Juan. Aufnahme: Generalbundeswaltschaft 

(PGR) 

 

Als Reaktion auf diese ungesetzliche Maßnahme, nur wenige Tage, nachdem der 

Bericht der GIEI vorgelegt wurde, gab Herr Zerón eine öffentliche Erklärung ab, in 

der er darauf hinwies, dass sein Handeln legal gewesen sei und dass hier sogar 

Zeugen vom Hochkommissariat für Menschenrechte der Vereinten Nationen (Alto 

Comisionado de Naciones Unidas para los Derechos Humanos) einbezogen 

wurden, was jedoch von der genannten Institution offiziell dementiert wurde. 

Diese Reaktion setzt für die GIEI eine missbräuchliche Manipulation des Leiters 

der mexikanischen Behörde für Kiminalistische Untersuchungen (AIC) voraus, und 

dieser Tatbestand muss ohne Beteiligung der Behörde für Kiminalistische 

Untersuchungen (AIC) untersucht werden. Des Weiteren müssen ggf. Sanktionen 

für die genannten Handlungen beschlossen werden. Das Vorgehen der 

Sachverständigen der Generalbundeswaltschaft (PGR) muss ebenfalls untersucht 

werden. Die Glaubwürdigkeit des Fundes der Tasche im Fluss San Juan muss nach 

der Verdunkelung dieser Tatbestände und dem Versuch einer nachträglichen 

Rechtfertigung angezweifelt werden.  

 

Wiederaufnahme der Suche 

In dieser neuen Phase bis Mitte Dezember 2015 wurde die Suche erneut 

aufgenommen. Die Suche unterstand dem neuen Ermittlungsdezernat der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR), unter der Begleitung der GIEI sowie mithilfe 

der föderalen Polizei (Policía Federal) in den Bereichen Transport und 

Absicherung und mithilfe des Marine-Ministeriums (SEMAR) im Fall weiterer 

Sicherungsmaßnahmen. In einem Fall wurden mithilfe der bereitgestellten 

Informationen zwei menschliche Körper gefunden, die aber nicht den Studenten 

zuzuordnen waren.  

Eine Bilanz der Suche während des zweiten Mandats der GIEI lässt folgende 

Feststellungen zu:  

1. Während dieser zweiten Phase fanden unter der Begleitung der GIEI 25 

Untersuchungen und 9 Suchmaßnahmen statt. 
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2. Es gab Verzögerungen im Ablauf. So erfolgte die Suche nicht in dem Umfang 

und der Geschwindigkeit, wie sie dem Fall des Verschwindens der 43 

Lehrerstudenten angemessen wäre.  

3. Die Identifizierung der Tatorte war einerseits das Ergebnis der Auswertung der 

Informationen, die im Bericht der Generalbundesanwaltschaft (PGR) enthalten 

sind und die mit anderen Quellen abgeglichen wurden, und andererseits das 

Ergebnis der Analyse der Satellitenbilder von den Tatorten sowie der Auswertung 

der Tage und Orte, die in einer Voruntersuchung ausgewählt wurden. 

4. Die Generalbundesanwaltschaft (PGR) hat weder Satellitenbilder noch 

Lasertechnologien (LiDar) genutzt. Lediglich die EAAF hat einige Satellitenbilder 

analysiert, die von den Vereinten Nationen zur Verfügung gestellt wurden. 

5. Eine Untersuchung der möglichen Verwendung von Verbrennungsöfen privater 

Unternehmen in der Gemeinde Iguala zum Zwecke der Feststellung einer 

möglichen Verbindung mit den Ereignissen sowie zur Einschätzung des möglichen 

Schicksals der verschwundenen Studenten fand nicht statt. 

6. Es wurde keine Karte erstellt, in der die Fundorte von Leichen und 

Knochenresten verzeichnet sind, die in Iguala und in der Umgebung gefunden 

wurden. 

7. Bei keiner der Such- und Ermittlungsmaßnahmen wurden die 43 Studenten 

bislang gefunden, weder lebendig noch tot.  

Trotz dieses Ergebnisses darf die Suche nicht abgebrochen werden, solange die 

43 Studenten weiter verschwunden bleiben. Solange die Tat noch nicht aufgeklärt 

und der Aufenthaltsort der Studenten nicht ermittelt wurde, muss die Suche 

weitergehen. Gerade das ist der Grund, warum das Verschwindenlassen von 

Menschen als dauerhafte oder fortgesetzte Verletzung der Menschenrechte gilt.  

Die Suchmaßnahmen müssen den Ermittlungen entsprechen oder aufgrund von 

Informationen erfolgen, die mit anderen Quellen abgeglichen und auf diese 

Weise bewertet werden. Dabei müssen sie stets unter Beteiligung von 

Sachverständigen und unter dem Einsatz der für den betreffenden Fall 

angemessenen Technik erfolgen. 

 

4. Betreuung von Opfern und 

Überlebenden 

Ein Teil des Mandats der GIEI erstreckt sich auf eine Prüfung der Betreuung von 

Opfern und Überlebenden und auf die Abgabe von Empfehlungen für die 

Betreuung der Opfer der Taten in Iguala und deren Familien nach den höchsten 

internationalen Standards.  

Als Teil ihres Mandats und als Ziel ihrer Anwesenheit im Land bemühte sich die 

GIEI seit dem ersten Moment um eine Kontaktaufnahme zu den einzelnen Opfern 

sowie zu den staatlichen Behörden wie dem Bundesinnenministerium (SEGOB) 

oder der Generalbundesanwaltschaft (PGR), die in die Ermittlungen einbezogen 

wurden, und zu den Organisationen – zur Bundeskommission für Opferbetreuung 
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(CEAV) und der Nationalen Menschenrechtskommission (CNDH) – deren Aufgabe 

in der Betreuung der Opfer sowie in der Sicherung der Wahrung ihrer Rechte 

liegt. Die Koordination der Gespräche mit dem Staat zu diesem Thema erfolgte 

von Anfang an gemeinsam mit dem Sondersekretariat für Menschenrechte im 

Bundesinneministerium.  

 

Herausforderungen für den Staat bei der 

Betreuung der Opfer und beim Umgang mit 

ihnen 

Auf Grundlage der Aussagen der Opfer und der mehr als ein Jahr andauernden 

technischen Beratertätigkeit für den Staat sowie der Begleitung der Angehörigen 

der Opfer möchte die GIEI auf Probleme hinweisen, die dabei aufgetreten sind 

und die nicht nur für den vorliegen Fall, sondern auch für die Festlegung von 

Richtlinien von Bedeutung sind, die den Opfern tatsächlich die erforderliche 

Aufmerksamkeit zuteilwerden lassen können.  

1. Fertigstellung der Analyse des Falls und seiner Folgen  

2. Aufklärung über Leistungen, Rechte und gesetzliche Garantien für 

die Opfer  

3. Überwindung der Kluft zwischen Misstrauen und Gesetzlichkeit  

4. Vermeidung der Stigmatisierung der Studenten und ihrer 

Angehörigen  

5. Verhinderung neuer Formen der Viktimisierung  

6. Vermeidung von exzessivem Formalismus und Bürokratismus bei der 

Betreuung der Opfer  

7. Kommunikation und Beschlussfassung unter Beteiligung der Opfer  

8. Differenzierung zwischen der Anerkennung als Opfer und ihrer 

Entschädigung: Vermeiden einer Sprache, die Missverständnisse 

erzeugt  

9. Änderung der bisherigen offiziellen Version  

Die Betreuung der Opfer war ein zentraler Bestandteil der Tätigkeit der GIEI 

während der zwei Perioden ihres Mandats. In dieser zweiten Phase waren die 

wichtigsten Maßnahmen auf die Betreuung der Schwerverletzten gerichtet und 

auf die Durchführung einer zweiten Obduktion der Leiche von Julio César 

Mondragón Fontes, dem Studenten, der am Morgen des 27. September 2014 

ganz in der Nähe des Ortes, wo die Übergriffe auf die Studenten stattgefunden 

hatten, im Industriegebiet von Iguala ermordet, brutal gefoltert und bis zur 

Unkenntlichkeit entstellt aufgefunden wurde. Die Ergebnisse der genannten 

Obduktion wurden erst vor kurzem bekannt gegeben und sind ein Beleg für die 

Behandlung, die Folter und die schweren Verletzungen, denen er ausgesetzt war. 

Die GIEI hofft, dass die Ergebnisse der genannten Obduktion in die Ermittlungen 

und die Aufklärung der gegen ihn angewandten Gewalt einfließen. Dieses Beispiel 
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zeigt auch die Folgen einer Aufteilung des Falles zwischen unterschiedlichen 

Gerichten, Städten und Zuständigkeiten, sowohl in Bezug auf die Ermittlungen in 

dem Fall, auch bezogen auf die anderen ermordeten Studenten, als auch in Bezug 

auf die ständig neue Viktimisierung, der die Opfer ausgesetzt sind, wenn 

Bürokratie und Formalien wichtiger sind als die Opfer selbst. Im vorliegenden Fall 

dauerte der Prozess zur Entnahme einer einzelnen DNA-Probe drei Monate. 

Während dieser Zeit blieb der Leichnam exhumiert. Der Bericht enthält auch 

einige Hinweise auf das Verhältnis zwischen der Nationalen 

Menschenrechtskommission (CNDH) und der Bundeskomission zur 

Opferbetreuung (CEAV) sowie Empfehlungen der GIEI für eine notwendige 

Reform der Richtlinien zur Betreuung von Opfern in Mexiko und der Kriterien für 

ein Betreuungsprogramm gemäß internationalen Standards.  

 

 

Obduktion und Entnahme genetischer Proben der Leiche von Julio César 

Mondragón Fontes: linke Spalte: ca. 44 Treffen mit Instanzen der mexikanischen 

Regierung; mittlere Spalte: 9 Orte, an denen die Maßnahmen stattfanden; rechte 

Spalte: 51 Einrichtungen und Unternehmen, die beauftragt wurden: Exhumierung 

der Leiche, Aktualisierung der Akte, Feststellung der Todesursache, Entnahme 

von DNA-Proben. 

 

Der Beitrag der GIEI zum Dialog mit dem Staat 

und zur Betreuung der Opfer 

Dieser Abschnitt enthält einige der von der GIEI durchgeführten Maßnahmen zur 

Betreuung der Opfer sowie zur Eröffnung von Räumen für die Kommunikation 

zwischen Staat und Opfer:  

1) Beantwortung des Antrages der föderalen Polizei (Policía Federal) 

auf Kontaktaufnahme mit den Angehörigen der Opfer und deren 

Befragung: Es fanden umfassende Befragungen statt und es wurden 

anthropometrische Daten erhoben, die für die Suche der föderalen 

Polizei (Policía Federal) in Anwesenheit der GIEI erforderlich waren.  

2) Auf Ersuchen der Generalbundesanwaltschaft (PGR) fand zum 

Zwecke der Aufnahme von Aussagen oder der Erweiterung bereits 
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aufgenommener Aussagen eine Zusammenführung der Studenten 

mit der Generalbundesanwaltschaft (PGR) statt. Zur 

Vervollständigung der im Bericht enthaltenen Informationen wurden 

neue Aussagen von den überlebenden Studenten aufgenommen. 

Die GIEI war bei diesen Vernehmungen zum Zwecke der 

Vertrauensbildung bei den Maßnahmen anwesend.  

3) Gespräche und Maßnahmen zur Betreuung verletzter Opfer: Die GIEI 

führte zahlreiche Maßnahmen zur Vermittlung und für den Dialog 

zwischen den Opfern und der Bundesinnenministerium (SEGOB) und 

der Bundeskommission zur Opferbetreuung (CEAV) für die 

Betreuung der Verletzten und in verschiedenen Fällen für die 

Betreuung von Angehörigen von ermordeten Personen durch. Der 

Besuch des kubanischen Ärzteteams zur Unterbreitung einer 

zweiten Meinung zur Behandlung und Betreuung von Aldo Gutiérrez 

wurde in die Wege geleitet.  

4) Schritte zur Wiederaufnahme der gesundheitlichen Betreuung in der 

Pädagogischen Hochschule Isidro Burgos für die Angehörigen der 

Opfer: Auf Bitten der Angehörigen der Opfer hat die GIEI mit den 

Behörden über die Wiederaufnahme der gesundheitlichen 

Betreuung für die Angehörigen, über die Betreuung von Opfern als 

dringende Maßnahme sowie über die Festlegung von Verfahren für 

die Betreuung der Opfer verhandelt.  

5) Kontakt mit den Angehörigen von Julio César Mondragón und 

Durchführung einer zweiten Obduktion: Die GIEI hat eine 

Obduktionsanalyse durchgeführt und dem Staat und den 

Angehörigen zum Zwecke der Ermittlung eine zweite Obduktion 

vorgeschlagen, die von der GIEI begleitet und gemeinsam mit den 

Sachverständigen der Generalbundesanwaltschaft (PGR) und der 

EAAF sowie in Anwesenheit der Nationalen 

Menschenrechtskommission (CNDH) durchgeführt wurde.  

6) Vorbereitung der Angehörigen auf Ermittlungen und Funde, die 

starke emotionale Auswirkungen haben können, wie z. B. der Fund 

von Kleidungsstücken mehrere Monate nach den Ereignissen: Die 

Gruppe legte die Fundstücke vor und half den Angehörigen bei der 

Vorbereitung auf den Ablauf der Identifizierung, indem sie 

gemeinsam mit der EAAF eine erste Auswahl von Angehörigen mit 

positivem Ergebnis bei der Identifizierung mit Hilfe von Fotografien 

von Kleidungsstücken und Objekten vornahm.  

7) Vorbereitung auf das Gespräch mit dem mexikanischen Präsidenten 

Enrique Peña Nieto am Jahrestag der Ereignisse und Begleitung bei 

diesem Gespräch. Die GIEI hat auf Ersuchen des Staates bei der 

Vorbereitung dieses Treffens mit den Angehörigen mitgewirkt und 

war bei diesem Treffen auch anwesend.  

8) Etablierung eines Dialograums sowie Vorstellung und Begleitung des 

neuen Teams der Generalbundesanwaltschaft (PGR) bei den 

verschiedenen Treffen und beim Kontakt mit den Angehörigen, die 
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während der zweiten Periode des Mandats der GIEI beschlossen 

wurden.  

9) Die GIEI hat auf Ersuchen der Behörden Gesprächstreffen des 

Bundesinnenminister (der SEGOB) und der leitenden Staatsanwältin 

der Generalbundesanwaltschaft (PGR) mit den Angehörigen der 

Opfer begleitet.  

10) Sicherstellung des Dialogs und Wiederaufnahme der Suche durch die 

Generalbundesanwaltschaft (PGR), die EAAF und die GIEI. Während 

ihrer zweiten Mandatsperiode unterstützte die GIEI die Fassung von 

Beschlüssen für die Suche der Studenten, ausgehend von den 

Informationen, die von der GIEI selbst, der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) oder der EAAF erhoben wurden, 

und war bei den Beschlussfassungen auch anwesend. 

 

5. Untersuchung von Anzeigen wegen 

Folter sowie von Indizien dafür  

Aufgrund des Studiums der Ermittlungsakte und einer vorläufigen Studie, mit der 

Dr. Francisco Etxeberria, Experte für solche Fälle, betraut worden war, erlangte 

die GIEI (Interdisziplinäre Gruppe Unabhängiger Experten) Kenntnis von 

zahlreichen medizinischen Berichten, aus denen hervorgeht, dass fast 80 Prozent 

der Festgenommenen Verletzungen erlitten hatten. Während dieser zweiten 

Periode ihrer Arbeit analysierte die GIEI 17 Fälle der Beschuldigten, die als 

Mitglieder der Guerreros Unidos gelten und im Zusammenhang mit der 

Mülldeponie von Cocula standen, sowie von Polizeiangehörigen von Cocula und 

Iguala, die etwa einen Monat nach den Ereignissen festgenommen wurden. 

Die Analyse der GIEI basiert auf den medizinischen Berichten und 

Aussagen, die in der Ermittlungsakte enthalten sind. Diese Studie wurde einem 

internationalen Expertengremium aus Mitgliedern des International 

Rehabilitation Council for Victims of Torture (IRCT) in Kopenhagen zur Diskussion 

gestellt, von dem zahlreiche Vorschläge bis hin zur Bewertung der verwendeten 

Methodik und der Schlussfolgerungen unterbreitet wurden. Die Studie zeigt 

sowohl wichtige Indizien für Folter in diesen Fällen als auch, dass die 

angefertigten medizinischen Berichte nicht den internationalen Standards für 

Ermittlungen bei Anzeigen wegen Folter und Misshandlung entsprechen. Es wird 

auch belegt, dass Berichte auf der Grundlage des Istanbul-Protokolls, die mit der 

erforderlichen Unabhängigkeit und der nötigen Expertise einzureichen sind, erst 

sehr spät angefordert wurden. Dabei dürfen die aufgezeigten Probleme nicht 

wiederholt werden. Darüber hinaus muss auch die Verantwortlichkeit der 

Sicherheitskräfte, die mit der Festnahme und Bewachung der Beschuldigten 

betraut wurden, untersucht werden. Die Ermittlungen in Folterfällen ist eine der 

Grundbedingungen für die Vermeidung von Folter und für die Etablierung von 

Praktiken, bei denen die Menschenrechte geachtet werden. Die folgenden 

Grafiken zeigen die verschiedenen Verletzungen innerhalb des Zeitraumes 
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zwischen dem ersten medizinischen Bericht und den nachfolgenden Berichten, 

während sich der Festgenommene in Gewahrsam befand. 

 

 

Links: 27. Oktober 2014:  Fleckige Hautblutung (durch einen schwarzen Kreis 

markiert). 

Rechts: 28. bis 29. Oktober 2014, zwischen 00:50 Uhr und 20:30 Uhr. Ausage 

gegenüber der Anklagevertretung, der PGR (Generalbundesanwaltschaft) und der 

SEIDO (Sonderstaatsanwaltschaft für Verbrechen der organisierten Kriminalität). 

Raute = Wundschorf; Dreieck: Schürfwunden. Kreis = Fleckige Hautblutungen 

(Ekchymose). Stern = Entzündungen (Erythema). 

 

Aus den allgemeinen Schlussfolgerungen der Analyse der 17 ausgewählten Fälle 

ergeben sich folgende Feststellungen:  

1. Es bestehen signifikante Unterschiede zwischen den Versionen über 

den Ursprung der Wunden, die der offiziellen Lesart zufolge 

entweder bereits vorhanden waren oder während der Festnahme 

entstanden sind, den Angaben der Festgenommenen zufolge jedoch 

zum Teil durch Folter entstanden sind. Hinsichtlich der Behauptung, 

dass die Wunden bereits vorhanden waren oder während der 

Festnahme entstanden, gibt es allerdings große Unstimmigkeiten, da 

bei den meisten der medizinischen Berichte, die zum Zeitpunkt der 

Festnahme gefertigt wurden, keine Wunden aufgezeichnet wurden, 

während beim ersten Bericht, der Stunden später bei der SEIDO 

erstattet wurde, zahlreiche Verletzungen ausgewiesen sind.  
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Diagramm zur Anzahl von neuen Verletzungen. 1 = Erster Bericht nach 

der Festnahme, MARINA, 27. Oktober, Verletzungen gesamt. 30 = 

Zweiter Bericht der SEIDO vom 28. Oktober, Verletzungen gesamt. 8 = 

Sonstige Berichte, Summe aller neuen Verletzungen 

 

2. In anderen Fällen gibt es direkte Beweise dafür, dass die 

Festnahmen laut den vorliegenden Angaben friedlich verliefen. Die 

Festnahmen der Angehörigen der städtischen Polizei verliefen 

gewaltfrei und widerstandslos. In einem Fall wurden sie in ihrer 

Dienststelle in Cocula festgenommen, die Polizeiangehörigen aus 

Iguala wurden während einer Schulung festgenommen, als sie sich in 

einem Stützpunkt in Tlaxcala befanden. In anderen Fällen, in denen 

die Festgenommenen der Mitgliedschaft der Guerreros Unidos 

beschuldigt wurden, ist in der Akte vermerkt, dass die Festnahme 

friedlich verlief.  

3. Die medizinischen Berichte, die direkt nach der Festnahme gefertigt 

wurden, belegen, dass die neuen Verletzungen in allen Fällen zu 

verschiedenen Zeitpunkten während der Haft entstanden sind. Das 

heißt, dass sie nicht auf das Vorgehen während der Festnahmen 

zurückgeführt werden können.  

4. Einige der Festgenommenen erstatteten bei der Anklagevertretung  

Anzeige wegen Folter, in anderen Fällen sagten sie gegenüber der 

GIEI bei deren Besuch in den Gefängnissen (CEFERESOS) aus, 

gefoltert worden zu sein. In vielen Fällen sind die Verletzungsmuster 

mit den Zeugenaussagen der Festgenommenen kongruent.  

5. Beim Großteil der Festgenommenen erfolgte zum Zeitpunkt der 

Aussage keine Befragung zur körperlichen Unversehrtheit, obwohl 

mehrere explizit ausgesagt haben, dass sie Verletzungen am Körper 

haben.  

6. Die drei Berichte über die Ursachen der Verletzungen, in denen – 

außer in einem Fall – grundsätzlich der Schluss gezogen wird, dass 
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die Verletzungen, die in den Berichten über die körperliche 

Unversehrtheit dokumentiert sind, auf das Vorgehen bei der 

Festnahme und nicht auf Folter zurückzuführen seien, haben keine 

Beweisgrundlage, da viele Festgenommene laut den ersten 

medizinischen Berichten keine Verletzungen hatten, in späteren 

Berichten aber durchaus. In den 17 Fällen sind während der Haft 

neue Verletzungen hinzugekommen. Es ist zu berücksichtigen, dass 

in den Berichten zu Ursachen der Verletzungen weder Wertungen 

noch Erklärungen des Festgenommenen zu den Ursachen der 

genannten Verletzungen enthalten sind und diese auch nicht befragt 

werden.  

7. Es wurden mehrere Berichte über die körperliche Unversehrtheit 

und die Ursachen der Verletzungen zusammen, und nicht 

unabhängig voneinander oder für jeden Fall einzeln angefertigt. Dies 

geschah sowohl im Fall der Festgenommenen, die der Mitgliedschaft 

bei den Guerreros Unidos verdächtigt werden, als auch im Fall der 

untersuchten Polizisten von Cocula. Diese Praxis entspricht nicht den 

geltenden Ermittlungsstandards. 

8. In keinem der psychologischen Gespräche, in denen die 

Festgenommenen darüber informiert werden, dass das Ziel dieser 

Gespräche eine Beurteilung des emotionalen Zustands ist, wurden 

mögliche Misshandlungen untersucht oder bewertet, nicht einmal in 

solchen Fällen, in denen Festgenommene angegeben haben, 

gefoltert worden zu sein. 

9. Die Akte enthält weder Fotos noch schematische Abbildungen der 

Verletzungen, wodurch viele Beweise verlorengehen, die später 

nicht mehr analysiert werden können. Dennoch gaben einige der 

Inhaftierten bei den im Gefängnis durchgeführten Befragungen 

durch die GIEI an, dass die Verletzungen durch Fotos dokumentiert 

wurden. Diese Fotos sind jedoch nicht in der Akte enthalten. Diese 

Tatsache sollte überprüft werden. Zudem sollte die 

Generalstaatsanwaltschaft das Fotografieren von Verletzungen zur 

systematischen Praxis machen, wenn Inhaftierte Verletzungen 

aufweisen.  

10. Die gewichtete Analyse aller Aussagen, zur Verfügung gestellten 

Beweismaterialien und anderer untersuchten Materialien zeigt nach 

Auffassung der GIEI, dass überall wichtige Indizien für Misshandlung 

und Folter vorliegen, was sich auch an den in der Akte vorhandenen 

Beweisen in Form medizinischer Berichte ablesen lässt. In den 

Fällen, in denen Inhaftierte gegenüber dem Anklagevertretung (MP) 

angaben, gefoltert worden zu sein, wurden die Aussagen nicht nach 

internationalen Investigations- und Präventionsstandards 

ausgewertet und in der Akte ist nicht vermerkt, ob weiterführende 

Maßnahmen ergriffen wurden. Zu erwähnen ist, dass die 

medizinischen Garantien während der Haft nicht nur die Anfertigung 

von Berichten umfassen, sondern auch die Unterrichtung anderer 

Behörden über die Befunde zum Zwecke der Ergreifung 
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entsprechender Maßnahmen zum Schutz der körperlichen 

Unversehrtheit der Inhaftierten. Der Nachweis von Verletzungen in 

nachfolgenden Berichten zeigt, dass die medizinische Untersuchung 

keine Prävention neuer Formen der Misshandlung gewährleisten 

konnte.  

11. Den vorliegenden Informationen zufolge hat der Staat das Istanbul-

Protokoll in den Fällen, in denen die Festgenommenen direkt beim 

Anklagevertretung (MP) Anzeige wegen Folter erstattet haben oder 

die Befunde auf Folter hingewiesen haben, nicht befolgt. Erst 

Monate später, nachdem der Fall vor einem Richter verhandelt 

wurde, sind Berichte auf der Grundlage des genannten Protokolls 

angeordnet worden. Auch nach dem Ersuchen eines Richters 

verzögerte sich das Anfertigen solcher Berichte um 14 bis 20 Monate 

nach der Festnahme. Die GIEI wies bereits in ihrer öffentlichen 

Mitteilung vom 7. Dezember 2015 darauf hin, dass durch diese 

Verzögerung dafür gesorgt wird, dass mögliche Beweise nicht mehr 

zu sehen sind, dass sich die Anwendung des genannten Protokolls 

schwieriger gestaltet und/oder Schlussfolgerungen zu diesen Fällen 

erschwert werden. Ungeachtet dessen ist die GIEI der Auffassung, 

dass die Untersuchungen zügig von entsprechend geschultem 

Personal, das –wie im Istanbul-Protokoll empfohlen– über die 

erforderliche Unabhängigkeit verfügt, durchgeführt werden sollten.  

 

 

 

6. Festgestellte Probleme und der Beitrag 

der GIEI zur Untersuchung von 

Menschenrechtsverletzungen in Mexiko 

Der erste Bericht der GIEI enthielt zahlreiche Empfehlungen, der Problematik des 

Verschwindenlassens von Menschen in Mexiko zu begegnen. In diesem zweiten 

Bericht wurden Schwierigkeiten und Hindernisse im mexikanischen 

Ermittlungssystem erkannt, die weder Ausnahmen darstellen noch lediglich 

vorübergehend bestehen. Unabhängig von ihrem Einfluss auf die Ermittlungen zu 

den Ereignissen vom 26. und 27. September 2014 in Iguala sind diese 

Schwierigkeiten durch allgemeinere und in der mexikanischen Realität präsente 

Problematiken beeinflusst. Im Folgenden werden einige dieser Probleme 

vorgestellt, obgleich eine umfassende Analyse des mexikanischen Justizsystems 

die Zielsetzung dieses Berichts übersteigen würde. Die beschriebenen Hindernisse 

stellen eine Zusammenfassung der Erfahrungen und Feststellungen dar, die seit 

der Aufnahme der Arbeit an dem Ayotzinapa-Fall gesammelt wurden.  
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Empfehlungen für die Ermittlungen 

1. Reduzierung von Formalitäten und Bürokratie  

2. Begrenzung der Vorrangigkeit von Zeugenaussagen und Geständnissen  

3. Verbesserung der Qualität und der Methode der Aufnahme von Aussagen  

4. Erhöhung des Stellenwerts von Sachverständigengutachten und objektiven 

Beweisen  

5. Schaffung eines neuen institutionellen Rahmens, der gewährleistet, dass die 

Sachverständigen unabhängig von der PGR agieren 

6. Stärkung der Analysefähigkeit von Beweisen  

7. Durchführung von Kontextanalysen, die eine Untersuchung von Mustern und 

Verantwortlichkeiten erlaubt  

8. Einbeziehung aller Straftaten gegen die Menschenrechte und aller 

Menschenrechtsverletzungen in die Ermittlungen 

9. Vermeiden, dass Menschenrechtsverletzungen in die Rubrik des organisierten 

Verbrechens fallen 

10. Stärkerer Fokus und Wertschätzung auf die Qualität von Ermittlungen anstatt 

auf die Anzahl der Beschuldigten  

11. Zusammenführen von Ermittlungen zur Vermeidung einer Aufteilung in 

unterschiedliche Verfahren  

12. Anstreben eines Systems zur regelmäßigen Information der Opfer  

13. Öffentliche Bekanntmachungen von Ermittlungen um zu vermeiden, dass 

ausgewählte Informationen durch die PGR  an die Presse gegeben werden 

14. Zugang zu sämtlichen Informationsquellen und Verfolgung aller möglichen 

Spuren  

15. Ermittlungen gegen mögliche höherrangige Verantwortliche und nicht nur 

gegen ausführende Täter 

16. Einsatz von technologischen Mitteln bei der Suche nach verschwundenen 

Personen  

17. Exhumierung, Bestattung, Konservierung und Übergabe von sterblichen 

Überresten  

18. Angemessene Betreuung der Opfer und angemessener öffentlicher Umgang 

mit ihnen  

19. Vermeidung der Kriminalisierung und erneuten Viktimisierung der Opfer  

20. Medizinische Berichte gemäß internationaler Standards  

21. Medizinische Garantien während der Haft  

22. Kooperatives Verhalten in Fällen internationaler Hilfe 
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Formalitäten und Bürokratie im mexikanischen 

Strafrechtssystem  

Im Vergleich mit anderen Ermittlungssystemen bei Straftaten leidet das 

mexikanische Strafrechtssystem an einem exzessiven Formalismus und an einer 

starken Bürokratie. Diese Probleme sind teilweise auf das Befragungssystem 

zurückzuführen, das in Mexiko vorherrscht – einem Land, das sich im Übergang zu 

einem System mündlicher Verfahren befindet, die in anderen Ländern der Region 

zudem auch öffentlich sind und auf Gegenüberstellungen basiert. Es ist möglich, 

dass dieser Wandel, zumindest teilweise, zu einer Beseitigung dieses Hindernis 

führt.  

Durch das landesweit und in den meisten Bundesstaaten noch 

existierende geschriebene Rechtssystem, das eine Verschriftlichung aller 

Maßnahmen und die Dokumentation jedes noch so kleinen Vorgangs favorisiert, 

werden starre und enge Formen und Parameter für jedwede Art von 

Ermittlungen gefördert. Das Befragungssystem eines so komplexen Falles, wie 

dem von Ayotzinapa, macht diese Situation besonders deutlich. Durch das 

Vorhandensein von umfangreichen, unterschiedlichen vorgedruckten Formularen 

werden wirksame Ermittlungen weder angeregt noch vereinfacht. Das 

Wesentliche wird häufig dem Prozessualen geopfert, und die Form steht oftmals 

über dem Inhalt und der Wahrheit. Dieser Formalismus äußert sich häufig als eine 

Eigenschaft, durch die die Effektivität des mexikanischen Rechtssystems 

eingeschränkt wird. Ein Grund zur berechtigten Sorge besteht darin, dass die 

geplante Justizreform vorsieht, dass Ermittlungen im Bereich des organisierten 

Verbrechens weiterhin im Rahmen dieses Befragungssystems geführt werden, 

was ein schwerwiegendes Problem für die Unabhängigkeit und Transparenz bei 

den Ermittlungen darstellt.  

 

Die Vorrangigkeit von Zeugenaussagen und 

Geständnissen  

Die Bedeutung von Geständnissen und Aussagen von Beschuldigten als Beweis 

bei strafrechtlichen Ermittlungen in Mexiko ist riesig. Es scheint so, als ob die 

Aussagen der König unter den Beweisen zum Vorantreiben von Ermittlungen 

seien und dass Geständnisse der entscheidende Beweis zur Festlegung der 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit sind. Die objektiven und wissenschaftlichen 

Beweise sind sekundär, wenn sie denn überhaupt zur Anwendung kommen.  

Diese Situation wird im Ayotzinapa-Fall sichtbar. Die Ermittlungen der 

Generalanwaltschaft des Bundesstaates Guerrero (PGJ) und der 

Generalbundesanwaltschaft (PGR) zum Schicksal der verschwundenen 43 

Studenten basieren auf den Geständnissen der Beschuldigten, die angegeben 

haben, den Guerreros Unidos anzugehören. Der Ayotzinapa-Bericht von 

September 2015 enthält Versionen von verschiedenen Beschuldigten darüber, 

dass sie die Studenten, die von den Angehörigen der Stadtpolizei festgenommen 

worden waren, in Empfang genommen haben und dass sie für das endgültige 

Schicksal der Studenten verantwortlich sind. Diese Versionen sind sehr 
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widersprüchlich und müssen daher anderen Beweisen gegenübergestellt werden. 

Die Behörden müssen sich die Frage stellen, ob die Beschuldigten lügen oder was 

die Gründe für derart umfassende Aussagen sind. Den möglichen Tathergang des 

Falles auf einfache Aussagen zu stützen, ist sehr leichtfertig. Wenn man nur der 

Aussage der Beschuldigten folgt, ist es leicht, Fehler oder Unterlassungen zu 

begehen, die anschließend zur Straffreiheit führen. Die Ermittlungen dürfen nicht 

von der Version eines einzelnen abhängen, der verschiedene Gründe für die 

gewählte Erklärung haben kann. Durch das Geständnis als einzigen Beweis oder 

als Zusatz zu einem Indizienbeweis wird die Praxis der Folter oder anderer 

Formen der grausamen, unmenschlichen und entwürdigenden Behandlung 

erleichtert. Deshalb unternahm die GIEI in ihrem Bericht alle Anstrengungen, um 

auf der Grundlage von objektiven Beweisen zu ihren Schlussfolgerungen zu 

gelangen.  

 

Die Abhängigkeit bei der Erstellung von 

Gutachten  

In Mexiko werden Gutachten durch die PGR erstellt. Die AIC (Behörde für 

kriminalistische Untersuchungen) der PGR wird damit beauftragt, wodurch weder 

Unabhängigkeit noch Unparteilichkeit bei den strafrechtlichen Ermittlungen 

gewährleistet werden. Durch diese Abhängigkeit werden die Arbeit und die 

Ergebnisse gefährdet, da sie nicht frei von jedem Einfluss der Behörde ist, die mit 

der Generalbundesanwaltschaft und -vollstreckung beauftragt ist. Ein Gutachten 

muss stets frei von unangemessenen Verbindungen zwischen den 

Prozessparteien sein. Das trifft auf Mexiko nicht zu, weil hier eine formelle 

Verbindung zur PGR besteht.  

 

Die mangelhafte Analysefähigkeit von Beweisen 

Die Analysefähigkeit der Gesamtheit der Beweise ist ein Schlüsselelement für die 

Analyse von komplexen Fällen. Trotzdem stellte die GIEI eine mangelhafte 

Analysefähigkeit der von der PGR erhobenen Beweise fest. So basierte z. B. ein 

Großteil der Ermittlungen, die von der GIEI während des ersten Teils ihres 

Mandats durchgeführt wurden, auf Beweisen, die zwar bereits erhoben wurden, 

die aber weder geprüft noch analysiert worden waren. Es scheint ein größeres 

Interesse an der Erhebung von Beweisen als an ihrer späteren Auswertung zu 

bestehen.  

Die Wirksamkeit der Ermittlungen lässt sich weder an der Anzahl der 

Beweise noch am Umfang der Akte ablesen. Mitunter ist ein größeres Interesse 

an der Quantität als an der Qualität zu bemerken. Ermittler und Staatsanwälte 

müssten in der Lage sein, die Beweise unter Kriterien der Vollständigkeit und 

einer kritischen Haltung zu erkennen, zu deuten und zu analysieren.  
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Das Fehlen der Kontextanalyse 

Der Kontext ist grundlegend wichtig, um ein Verbrechen in der Umgebung der 

Opfer und in der Realität, in der es entsteht, zu erfassen, so dass die 

strafrechtlichen Ermittlungen bei Verbrechen und bei 

Menschenrechtsverletzungen eine vollständigere Wahrheit liefern. Diese 

Perspektive hat sogar zur Schaffung von Einheiten zur Ermittlung des Kontextes 

geführt, die in Ländern wie Kolumbien oder Guatemala initiiert wurden. Hier wird 

versucht, Tatbestände, die mit kriminellen Netzwerken, bewaffneten Gruppen 

oder Gewaltkontexten in einem Teil des Landes in Verbindung stehen könnten, zu 

untersuchen.  

Dieser Kontext dient zur Bestimmung des modus operandi des Täters, 

seiner inneren und äußeren Mechanismen, regionaler Dynamiken, wesentlicher 

logistischer Aspekte, die Kommunikationsnetzwerke usw.  

Die GIEI hat seit ihrem ersten Treffen mit der Generalstaatsanwaltschaft 

(PGR) sowie in öffentlichen Bekanntmachungen darauf hingewiesen, dass die 

Ermittlungen, vor allem hinsichtlich der Menschenrechtsverletzungen, zu stark 

fragmentiert sind und dass eine interdisziplinäre Expertengruppe fehlt, die – 

ausgehend von gemeinsamen Elementen und Mustern besagter 

Rechtsverletzungen – eine umfassendere Untersuchung durchführen könnte. 

Diese Lücke muss durch eine strukturelle Analyse geschlossen werden, die 

zweifellos zu einem besseren Verständnis der Dynamiken von 

Menschenrechtsverletzungen und Kriminalität führen und eine ganzheitlichere 

und angemessene Reaktion auf die Straffreiheit in diesen Fällen erlauben würde.  

 

Ermittlungen bei Menschenrechtsverletzungen 

unter der Rubrik des organisierten Verbrechens 

Dadurch, dass die Ermittlungen von Tatbeständen vorrangig unter dem Dach des 

organisierten Verbrechens durchgeführt werden, erfolgt insbesondere dann eine 

Hierarchisierung der strafrechtlichen Ermittlungen, wenn ein Ausnahmestrafrecht 

existiert, bei der weitreichende Vollmachten und Befugnisse bei der 

Untersuchung dieser Taten erteilt werden. Bei der legalen Bekämpfung des 

organisierten Verbrechens gibt es weder klare Grenzen noch definierte 

Standards. Um den Kampf gegen die Straffreiheit bei 

Menschenrechtsverletzungen in Mexiko zu stärken, müssen die internationalen 

Standards angewendet werden, die dem internationalen Konsens entsprechen 

und Teil der Rechtsprechung der obersten Gerichte sind.  

Ansonsten wird durch den Einsatz einer Justiz mit legislativen 

Befugnissen zur noch exklusiveren Bekämpfung des organisierten Verbrechens 

die Gesamtheit der Ermittlungen bedingt und das kann leichter zur Einführung 

von Praktiken wie Eilentscheiden und die Einleitung von Vorermittlungen führen. 

Dieser Fakt basiert auf dem, was die GIEI als Fragmentierung der Ermittlungen 

und des Verfahrens bezeichnet hat.  
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Die Anzahl der Festnahmen oder die Qualität der 

Ermittlungen?  

Es scheint fast so, dass zumindest die Öffentlichkeit in Mexiko den Erfolg 

strafrechtlicher Ermittlungen an der Anzahl der Festgenommenen misst. Gemäß 

dieser Perspektive würden Ermittlungen dann erfolgreich verlaufen und es 

würden gute Ergebnisse erzielt, wenn die Justizbehörden die Verhaftung einer 

großen Anzahl von verdächtigen Straftätern anordnen würden. Es scheint, dass 

der Eifer bei Festnahmen größer ist als bei der Aufklärung von Straftaten oder bei 

der Qualität der Ermittlungen. Das Risiko bei diesem Ansatz besteht darin, dass 

Festnahmen zum Zwecke der Ermittlung statt Ermittlungen zum Zwecke der 

Festnahme erfolgen. Insgesamt kann das dazu führen, dass die Strafe das 

Verfahren ist.  

Der Ayotzinapa-Fall demonstriert, mit welcher Eile Festnahmen wegen 

kleinerer Delikte angeordnet werden, nicht jedoch im Fall des 

Verschwindenlassens von Menschen. Man war eifrig bei der Festnahme einer 

beträchtlichen Zahl von Verdächtigen, die in Straftaten der organisierten 

Kriminalität verwickelt waren, wegen illegalen Waffenbesitzes und wegen 

Entführung, jedoch nicht wegen des Verschwindenlassens von Menschen und 

nicht wegen anderer Menschenrechtsverletzungen. Das Verschwindenlassen von 

Menschen ist jedoch erst dann gelöst, wenn die Tat aufgeklärt wurde und wenn 

das Schicksal und der Aufenthalt derjenigen, die verschwunden sind, bekannt 

sind. Die Ermittlungen und die Bestrafung der Beschuldigten ist eine zusätzliche 

Maßnahme, aber sie ist weder die einzige, noch ist sie ausreichend im Rahmen 

der Pflichten zur staatlichen Garantie in Fällen von Menschenrechtsverletzungen.  

 

Die Aufteilung in unterschiedliche Verfahren  

Die Ermittlungen im Ayotzinapa-Fall wurden ständig unterteilt. Dadurch wurde 

eine Zusammenführung des Verfahrens verhindert, was zu einer Behinderung der 

Ermittlungen führte und weder eine vollständige Untersuchung noch eine 

vollständige Analyse des Falles erlaubte.  

Jede Aufteilung von Verfahren verhindert eine ganzheitliche Sicht auf die 

Tatbestände. Sie verhindert das Auffinden der Betroffenen, ihrer Angehörigen 

und ihrer Vertreter und sie verhindert auch die Sicherstellung einer Annäherung 

an diesen Prozess. Durch die Aufteilung von Verfahren wird auch das Risiko des 

Verlustes von Beweisen von miteinander verbundenen Tatbeständen erhöht, 

auch werden weder Handlungsmuster, noch der Kontext, noch die Verbindung zu 

anderen Straftaten berücksichtigt, welche wesentliche Aspekte für die 

Bestimmung von Verantwortlichkeiten und des modus operandi für jedwede 

Untersuchung darstellen.  
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Die unbefriedigende Rechtssituation bei der 

Wahrheit und bei Informationen für die Opfer  

Die Opfer und ihre Angehörigen haben keinen schnellen und transparenten 

Zugang zu grundlegenden Informationen im Zusammenhang mit den 

Ermittlungen zu ihrem Fall, zum Fortgang der Ermittlungen sowie zu 

Informationen in Bezug auf die Prozesssituation. Diese werden oftmals nicht 

rechtzeitig bereitgestellt und sind unvollständig oder sogar verfälscht. In anderen 

Fällen werden die Informationen durch die Massenmedien bekannt und werden 

nicht direkt den Angehörigen zur Verfügung gestellt. Ein Beispiel aus dem 

Ayotzinapa-Fall ist, was mit der Information geschah, die von der 

Generalstaatsanwaltschaft (PGR) am 31. März 2016 im Zusammenhang mit einer 

vierten Studie zur Dynamik eines Feuers in der Mülldeponie Cocula bereitgestellt 

wurde. Hierdurch war die GIEI gezwungen, am 6. April 2016 eine Pressekonferenz 

einzuberufen, um die vielen Unstimmigkeiten in den von der PGR bereitgestellten 

Informationen zu erklären.  

 

Öffentliche Bekanntmachungen und 

Durchsickern von Informationen zu laufenden 

Ermittlungen durch die PGR  

Unbeschadet dessen, dass sich die GIEI dessen bewusst ist, dass ein großes 

öffentliches Interesse an dem Fall besteht und dass die Arbeit der Presse darin 

besteht, über Themen von öffentlichem Interesse zu informieren, wurden viele 

der Ermittlungsverfahren im Ayotzinapa-Fall, die von der 

Generalstaatsanwaltschaft (PGR) durchgeführt wurden, und vor allem der Inhalt 

der Verfahren durch die Medien verbreitet und veröffentlicht. Manchmal wurden 

diese Informationen auch verfälscht dargestellt. Es ist unverständlich, wie 

Beweise, die vertraulich sind und die rechtlich geschützt werden müssen, von der 

Presse bewertet, kommentiert und analysiert veröffentlicht werden, und häufig 

nicht den Tatsachen entsprechen. Gelegentlich, aber unregelmäßig, sind 

bestimmte Interpretationen zu den Medien durchgesickert. Selbst diese 

Pflichtverletzung fällt in den Bereich der Illegalität, da eine vollständige 

Veröffentlichung solcher Beweise gesetzlich unzulässig ist.  

Durch diese Informationsweitergabe werden nicht nur die Ermittlungen 

behindert, sondern es wird auch eine Reihe von Reaktionen gefördert, die für die 

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Ermittlungen durch die Justiz nicht 

förderlich sind. Würde ein mündliches und öffentliches Verfahren durchgeführt, 

hätten in einer öffentlichen Verhandlung alle gleichzeitig Zugang zu den 

Informationen, aber wenn das Verfahren nicht öffentlich ist, ist es die PGR selbst, 

die entscheidet, was öffentlich und was vertraulich ist, was einer Fragmentierung 

der Informationen zusätzlich Vorschub leistet. 
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Einschränkungen und Behinderungen der 

Ermittlungen 

Die Ermittlungen wiesen Schwierigkeiten auf, die nicht ausschließlich auf die 

schlichte Komplexität eines Falles dieser Größenordnung zurückzuführen sind. 

Das langsame Vorgehen bei der Beantwortung der Anträge der GIEI, die 

Verzögerungen in der Beweispraxis, die formalen und inhaltslosen Antworten auf 

viele Nachfragen, die spärlichen Formulierungen von Ersuchen an andere 

Behörden oder Einrichtungen, die in den Fall mit eingebunden sind, und die 

unterlassenen Ermittlungen anderer Spuren können nicht einfach als spontan 

auftretende Hindernisse oder Schwierigkeiten gedeutet werden. An diesen 

unterschiedlichen Situationen zeigt sich, dass es sich nicht um zufällige, sondern 

um strukturbedingte Hindernisse für die Ermittlungen handelt.  

 

Fehlende Ermittlungen gegen mögliche 

höherrangige Verantwortliche 

Die strafrechtlichen Ermittlungen in Mexiko sind vor allem auf ausführende Täter 

ausgerichtet. Bei Ermittlungen wegen der Beteiligung von Staatsbediensteten 

wiederum finden Elemente wie Befehlsstrukturen oder die Verantwortung der 

Höhergestellten in den höheren Ebenen der öffentlichen Verwaltung keine 

Berücksichtigung. Der Staatsbedienstete mit der größten Verantwortung, der 

derzeit im Visier der Justiz steht, ist im Ayotzinapa-Fall der ehemalige 

Bürgermeister von Iguala, José Luis Abarca Velázquez. Darüber hinaus wurde 

praktisch kein nachlässiges Verhalten von Staatsbediensteten untersucht.  

Die Verantwortung der Vorgesetzten ist von entscheidender Bedeutung 

bei Ermittlungen jedweder Art gegen Staatsbedienstete, besonders in schweren 

Fällen der Verletzung von Menschenrechten. Die Beziehungen innerhalb der 

Befehlsstrukturen sind von grundlegender Bedeutung, um Verantwortlichkeiten 

unter Mitarbeitern und ihren Vorgesetzten zu bestimmen. Außerdem haben 

bestimmte Staatsbedienstete eine Garantenstellung inne, wie es bei Polizei- und 

Militärangehörigen der Fall ist. Das heißt, dass sie zum Schutz der Bürger und 

ihrer Rechte verpflichtet sind und dass eine Unterlassung dieser Pflicht wiederum 

eine Menschenrechtsverletzung begründen kann.  

 

Fehlende angemessene Betreuung der Opfer und 

angemessener Umgang in der Öffentlichkeit mit 

ihnen 

Die Opfer spielen in der Realität der Menschenrechtssituation in Mexiko eine 

sekundäre Rolle. Obwohl die Verabschiedung des Allgemeinen Opfergesetzes [Ley 

general de víctimas im Original, Anm. d. Ü.] im Jahr 2013 zu einer neuen Dynamik 

führte, bei der der Opferbetreuung eine zentralere Rolle zukam, gibt es 

besorgniserregende Verzerrungen bei der Anwendung des Gesetzes. Die 
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öffentliche Präsentation der Opfer, ebenso wie Entschädigungen der Opfer als 

einer Form der Legitimierung, die exzessive Zurschaustellung, die Nichterfüllung 

der mit den Opfern getroffenen Vereinbarungen, die ökonomistische Sichtweise 

der Entschädigungen sind einige der diesbezüglichen Problematiken.  

 

Die Kriminalisierung und erneute Viktimisierung 

der Opfer  

Öffentliche Erklärungen von Staatsbediensteten, das Zuspielen sensibler 

Informationen an die Medien, die Missachtung bestehender Richtlinien 

gegenüber den Opfern und die Schuldzuweisungen für die Ereignisse gegenüber 

den überlebenden oder sogar gegenüber den verschwundenen Studenten sind 

nur einige Belege für die erneute Viktimisierung der Studenten und ihrer 

Angehörigen. Die öffentlichen Aufforderungen gegen die Studenten oder 

Mitarbeiter der Hochschule in Ayotzinapa wegen einer angeblichen 

Verantwortung für das Verschwinden zu ermitteln, die Vorwürfe, die die 

Angehörigen mit den Guerreros Unidos, einer kriminellen Gruppe, in Verbindung 

bringen, ohne Beweise, die eine solche Ermittlung rechtfertigen würden, sind nur 

einige Beispiele dieser erneuten Viktimisierung.  

In Fällen des Verschwindenlassens von Menschen kommt es oftmals vor, 

dass staatliche Kriminalisierungsstrukturen versuchen, von der wahren 

Urheberschaft der Taten abzulenken und sie den Opfern zuzuschreiben. Die 

Schuldfrage ist in vielen Fällen ohne Relevanz und es wird häufig versucht, die 

Verantwortung für die Straftaten den Opfern zuzuschieben, wie es oftmals bei 

Fällen sexueller Gewalt oder bei Frauenmorden der Fall ist. Es ist wichtig, dass die 

Behörden über die erforderliche Sensibilität und Aufmerksamkeit verfügen, um 

solche Praktiken zu vermeiden, die jeweils einem neuen Schock für die Familien 

gleichkommen und das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit, das die Grundlage für 

jedweden Prozess zur Wiedererlangung der Rechte als Bürger oder Bürgerin 

darstellt, unterminieren. Die GIEI hat bei zahlreichen Gelegenheiten auf diese 

Formen hingewiesen, in denen eine Realität präsentiert wird, die den Verdacht 

auf die Betroffenen ausweitet, anstatt Beweise gegeneinander abzuwägen und 

die Verantwortlichkeit der Täter aus den Fakten abzuleiten.  

 

Auf Souveränität abzielendes Handeln oder die 

Möglichkeit der Zusammenarbeit  

Mit der technischen Hilfe der GIEI für den Staat im Rahmen der von der CIDH 

(Comisión Interamericana de Derechos Humanos – Interamerikanische 

Menschenrechtskommission) erteilten Sicherungsmaßnahmen wurde ein 

neuartiger, interdisziplinärer Mechanismus für die Suche der Verschwundenen, 

für die strafrechtlichen Ermittlungen und für die Betreuung der Opfer geschaffen. 

Damit einhergehend war das Mandat, Vorschläge zu öffentlichen Richtlinien zu 

machen, mit denen dem Verschwindenlassen von Menschen wirksam begegnet 
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werden kann, wozu die Beiträge der GIEI zum Gesetz über das 

Verschwindenlassen von Menschen gehören.  

Als die GIEI im Land eintraf, gab es einen staatlichen Diskurs einer 

vollständigen Offenheit und Kooperation, was unsere Arbeit zuerst erleichtert 

hat. Allerdings gab es auch Staatsbedienstete und insbesondere bestimmte 

Interessenkreise, die sich von dem System der technischen Hilfe bedroht sahen, 

die von der internationalen Gemeinschaft geleistet wurde und in deren Rahmen 

bestimmte Versionen oder der Umgang mit dem Fall hinterfragt wurden und auf 

der Grundlage von Ermittlungen und Beweisen eigene Beiträge hinzukamen und 

die Betreuung der Opfer nach internationalen Standards gefordert wurden. Von 

einigen war es nicht gern gesehen, dass eine Gruppe von „Ausländern“ kam, die 

Teile der Ermittlungen in Mexiko in Frage stellten. Die GIEI hörte Kommentare 

wie „Die kennen die mexikanischen Gesetze nicht“ oder „Hier werden die Dinge 

anders gehandhabt“, mit denen ihre Arbeit disqualifiziert werden sollte.  

Andererseits wurde die GIEI in einem Kontext der starken Polarisierung 

in Mexiko zu einem Element, das von einigen für eine noch größere Polarisierung 

genutzt wurde. Statt auf den Inhalt der Vorschläge aus der GIEI zu antworten und 

die Fragestellungen zu analysieren, reagierten bestimmte Sektoren mit einer 

Analyse dessen „auf welcher Seite sie stehen“, ob sie für oder gegen eine 

Wahrheit sind, ob sie gegen oder für die Institutionen sind. Die Gruppe erlebte 

sogar eine Kampagne, bei der versucht wurde, die Arbeit der Gruppe durch die 

Herabwürdigung der Gruppenmitglieder in Frage zu stellen. Trotz allem hat die 

GIEI ihre Arbeit an dem Fall mit großem Engagement, mit den Angehörigen und 

mit dem Staat, geleitet vom Wunsch, die Wahrheit zu finden, fortgesetzt.  

Die Polarisierung kann auch als Form des Phänomens „entweder mit uns 

oder gegen uns“ daherkommen, was wenig konstruktiv und von unserem 

Handeln weit entfernt ist. Die einzige Methode, um aus dieser Situation 

auszubrechen ist die, über die Inhalte, die Vorschläge und die Beweise zu 

sprechen und nicht zu versuchen, sich zu verteidigen, als wären unsere 

Aktivitäten eine Bedrohung. Die GIEI hat versucht, effektiv zur Änderung der 

Sichtweise auf die Ermittlungen, auf die Suche und auf die Arbeit mit den Opfern 

beizutragen.  

Die Öffnung Mexikos war der Schlüssel dafür, dass es zur 

Zusammenarbeit mit der GIEI kam, um diese schwerwiegende 

Menschenrechtssituation zu überwinden, und sie wird es weiterhin sein, damit 

das noch zu implementierende System für die weitere Verfolgung des Falles eine 

Hilfe bei der Lösung der noch ausstehenden Aufgabe darstellen kann. Trotzdem 

sind wichtige Veränderungen erforderlich, und die für die Ermittlungen 

bestehenden Hindernisse, auf die im Ayotzinapa-Bericht hingewiesen wurde, 

müssen überwunden werden. Die internationale Gemeinschaft kann Hilfe bei der 

Überwindung einiger Hindernisse bieten, die zu Straffreiheit führen und die 

verhindern, dass den Menschen schnell und effizient unter Achtung der 

Menschenrechte Gerechtigkeit widerfährt. Die Schlüsselrolle kommt jedoch 

Mexiko, seiner Bevölkerung sowie seinen Institutionen zu.  
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